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über   die    Landarbeiterverhältnisse   in  Deutscidand  bearbeitet   von  Prof. 

Max  Webei-. 
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Z  u  r  L  a  n  d  a  r  b  e  i  t  e  r  f  r  a  g  e.    Beobachtungen  und  Gedanken  aus  der  Praxis 

von  Dr.  Georg  Stieger,  Friedenau  bei  Berlin.    Jena  1898.     M.  1,60. 
Sozial  historische   Beiträge    zur  Landarbeiterfrage   in   Un- 
garn von  Dr.  Emil  Kün.    Jena.     M.  3, — . 
Die    Landarbeiter     in    den    evangelischen    Gebieten    Nord- 
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Weber.     Tübingen  1899. 
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von  Klitzing-Kolzig.     Berlin  1900. 
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von    0.  Gerlach  in   der  „Zeitschrift   für    Sozialwissenschaft",      lll.    Bd. 
7.  u.  8.  Heft.    1900. 
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1)  Bearbeitete  1890  einen  Heiinstättengesctzcntwiirf,  der  dciiiReich.stag  vor^elcKt  wurde. 
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Landarbeiter  und  Landwirtschaft  in  Oberhessen  von  Eugen 
Katz.     Stuttgart,  Cotta,  1904. 

Über  die  Ansiedlungsfrage  in  den  Heide-  und  Moorgegenden.  Refe 
rat  von  Landesökonouiierat  Dr.  Salfeld  in  Lingen.  —  Üb  er. die  Bil- 
dung von  Rentengütern  auf  Neukulturen.  Correferat  von  Okonomie- 
kommissar  Richter  in  Anrieh.  Thiel's  landw.  Jahrbücher  1904.  Bd.  33. 
Heft  3.    S.  443-476. 

Studien  über  die  Landarbeiterfrage  in  Ungarn'^).  Von  Josef  Graf 
Maihith.     Wien  und  Leipzig,  Franz  Deuticke,  1905. 


■-')  Die  Literatur  über  die  Landarbeiterfrage  in  Ungarn  ist  reichhaltig.    Man   findet  sie 
in  der  oben  angeführten  Schrift  angegeben. 


Citeratur  zur  ?iaeiKotntni$$fr4de. 


F  a  m  i  1  i  e  n  f  i  d  e  i  k  o  m  m  i  s  s  e  von  Gerber.     1857. 

Famili  enf  ideikommiss  e  von  Costa.     1864. 

Geschichte  der  Familienfideikommisse  von  Pfaff-Hoffniann.     1884. 

Familienfideikommisse  von  G.  Hager.    Jena,  G.  P'ischer,  1897.  | 

Die  F  a  m  i  1  i  e  n  a  n  w  a  r  t  s  c  h  a  f  t  e  n  in  ihrer  geschichtlichen  Entwickkuig 
und  volkswirtschaftlichen  Bedeutung  von  H.  Freiherrn  von  Friesen.  Dres- 
den, von  Zahn  &  Jaensch,  1900. 

Gesetz  über  Faniilienanwar  ts  chaf  teu  von  7.  VII.  1900  von  H. 
Börner.     Leipzig,  liossberg,  1900. 

Die  Familienfideikommisse  in  Preussen  von  Eugen  Moritz.  Ber- 
hn  1901. 

Vorläufiger  Entwurf  eines  Gesetzes  üb  e  r  Famili  enf  idei - 
kom misse  nebst  Begründung.     Berlin,  Verlag  der  Post,  1903. 

Agrarstati  stische  und  sozialpolitische  Betrachtungen  zur 
Fideikommissf rage  in  Preussen.  Von  Prof.  Max  Weber.  Ar- 
chiv für  Sozialwissnschaft  und  Sozialpolitik.     Oktober  1904. 


Die  Fürsorge  des  dänischen  Staates  für  die  unterste  Schicht  der 
ländlichen  Bevölkerung,  von  deren  weitgehenden  Massnahmen 
wir  uns  im  Verlauf  dieser  kleinen  Studie  überzeugen  werden,  ent- 
spricht nicht  nur  idealen,  auch  nicht  allein  sozialpolitischen  Er- 
wägungen, sondern  rein  wirtschaftsökonomischen.  Denn  diese  Für- 
sorge dient  unmittelbar  der  p]ntwicklung  des  Kleinbetriebes.  Der 
Kleinbetrieb  aber  ist.  wie  sich  in  Dänemark  in  den  letzten  Jahren 
immer  deutlicher  gezeigt  hat,  am  meisten  rentabel.  Nach  den  gründ- 
lichen statistischen  Erhebungen  V.  P.  Jensens  beträgt  der  Netto- 
ertrag pro  Tonne  Land  bei  Betrieben  mit  zehn  Tonnen  Land  im 
Durchschnitt  66,38  Kr.,  bei  solchen  mit  hundert  Tonnen  Land  nur 
46,71  Kr.  und  bei  solchen  mit  1000  Tonnen  Land  nur  45,32  Kr. 
Selbst  der  pro  domo  der  Agrarier  schreibende  Dr.  A.  H.  Hollmann 
(.,Die  Entwicklung  der  dänischen  Landwirtschaft")  muss  hierzu  be- 
merken: ,,Der  Vorsprung  des  Kleinbetriebes  steht  über  allem 
Zweifel."  Und  zu  demselben  Resultat  gelangt  man,  wenn  man  den 
Leihwert  der  Gebäude  einberechnet,  oder  wenn  man  den  Wert  der 
Betriebe  einschliesslich  Viehscand  und  Inventar  berechnet,  oder  wenn 
man  nach  der  Nettoeinnahme  nach  Abzug  der  4  ^Jq  Zinsen  für  das 
gesamte  aufgewendete  Kapital  fragt,  oder  wenn  man  die  hypo- 
thekarische Schuldsumme  in  Betracht  zieht.  Dann  ergibt  sich 
schliesslich  bei  Betrieben  mit  10  Tonnen  Land  ein  Nettogewinn  von 
65  Kr.  pro  Tonne  Land,  bei  Betrieben  mit  100  Tonnen  Land  ein 
solcher  von  39  Kr.  und  bei  1000  Tonnen  Land  34  Kr. 

In  Dänemark  ist  ja  nun  auch  der  Kleinbetrieb  weit  mehr  aus- 
gebreitet, als  der  mittlere  und  Gross-Betrieb.  Nach  der  Statistik 
gab  es  bereits  im  Jahre  1895  3)  71858  Bauernhöfe  gegenüber  2031 
Herrenhöfen.  Allerdings  finden  sich  unter  den  Bauernhöfen  auch 
grössere  Betriebe.  Doch  zählte  man  in  demselben  Jahre  Häusler 
mit  Grundbesitz  159  147,  während  es  im  Jahre  1805  nur  56  957 
gab  und  die  weitaus  grössere  Zahl  der  vorgenannten  Bauernhöfe 
sind  Kleinbetriebe;  genauer  gab  es  Betriebe 

mit  mehr  als  12  T.  Hartkorn  2032 

mit             8—12  T.         „  3663 

mit               4—8  T.         „  23638 

mit               2-4  T.          „  23373 

mit               1-2  T.         „  21182 


•^)  Eine  in;iiere  Statistik  darüber  gibt  es  leider  nicht. 


-     6     — 

Und  zwar  haben  seit  dem  Jahre  1835  gerade  die  kleinsten  Betriebe 
der  letzteren  am  meisten  zugenommen.  In  der  Tat  machten  die 
kleinsten  Betriebe  (von  0 — 2,5  ha)  39,76  "/o  sämtlicher  Betriebe 
und  diejenigen  von  2,5  bis  10  ha  28,53  ^/^  sämtlicher  Betriebe  aus  ^). 

Weil  nun  aber  auf  der  einen  Seite  der  Kleinbetrieb  der  "wirt- 
schaftlich ertragreichste  ist,  und  weil  auf  der  anderen  Seite  der 
Kleinbetrieb  in  Dänemark  am  meisten  ausgebildet  ist,  deshalb  ist 
Dänemark  selbst  als  Agrarstaat,  der  es  ist,  reich  geworden. 

Unter  solchen  Verhältnissen  musste  es  für  den  dänischen  Staat 
darauf  ankommen,  den  Kleinbetrieb  noch  weiter  auszudehnen  und  wo- 
möglich den  ganzen  Stand  der  Landarbeiter,  die  in  anderen  Ländern 
ein  Proletariat  bilden,  zu  Landeigentümern  mit  kleinem  Besitz 
umzugestalten,  was  sich  ja  nebenbei  bemerkt  auch  nicht  am  wenigsten 
aus  rein  sozialpolitischen  Gründen  empfahl.  Der  dänische  Staat  ist 
in  der  Tat  hierhi  allen  anderen  Ländern  mit  Ausnahme  Norwegens 
vorausgegangen  und  hat  binnen  weniger  Jahre  viele  Millionen  für 
eben  diesen  Zweck  gespendet. 

Dass  aber  weitere  Reformen  in  der  bisherigen  Richtung  auch 
in  Dänemark  noch  notwendig  waren,  erhellt  daraus,  dass  im  Jahre 
1895  noch  12.17  ^  ^  der  von  dem  Kleingrundbesitz  bewirtschafteten 
landwirtschaftlichen  Flächen  nicht  Eigentum  der  Bewirtschafter  waren, 
vielmehr  Faeste  oder  Pachtung,  und  dass  in  dem  gleichen  Jahre  noch 
etwas  über  '/4  ^^^  Bodens  in  den  Händen  des  Grossgrundbe- 
sitzes war. 

Bevor  wir  aber  auf  jene  neuen  hochwichtigen  Massnahmen 
näher  eingehen,  wollen  wir  ganz  kurz  die  bisherigen  Massregeln 
des  dänischen  Staates  zum  Schutze  der  Landarbeiter  anführen.  Die 
ersten  hierher  gehörenden  Reformen '")  gehen  bis  auf  das  Jahr  1 755 
zurück,  als  die  Regierung  einen  Aufruf  erliess  zur  Einsendung  von 
reformatorischen  agrarökonomischen  Abhandlungen,  die  auf  öffentliche 
Kosten  gedruckt  werden  sollten.  Dieser  Aufruf  hatte  einen  leb- 
haften Ausbruch  der  ersten  demokratischen  Selbständigkeitsgelüste 
zur  Folge.  Die  nächste  Folge  war,  dass  das  Schollband,  welches 
als  Rest  der  Leibeigenschaft  den  Bauern  an  die  Scholle  des  Guts- 
herrn fesselte,  am  20.  Juni  1788  aufgehoben  wurde.  Der  Bauer 
wurde  frei.  Die  Hofdienste  kamen  allmählich  in  Fortfall.  Eine  Ver- 
ordnung von  25.  März  1791  bestimmte  weiter,  ,,dass  f'),  wo  einBauern- 


*)  Was  die  Bodenfläche  in  Dänemark  betrifft,  stehen  die  mittleren  Betriebe 
(ca.  -40 — 80  ha)  mit  36,51  %  des  gesamten  Hartkorn  obenan. 

5)  Vergl.  auch  hierzu  die  ersten  Versuche  demokratisclien  Zusammen- 
schlusses in  Dänemark,  s.  Anhang. 

^)  Vergl.  II  oll  mann,  „Die  Entwicklung  der  dänischen  Landwirtschaft", 
S.  29. 


liof  ledig  und  zum  luidereii  Bauernland  gelegt  wird,  zuniiclist  zwei 
neue  Häuslerstellen  darauf  errichtet  werden  sollen,  dass  ausserdem 
alle  Häusler  in  dem  Dorf,  wo  der  Bauernliof  belegen  ist,  bei  dieser 
Gelegenheit  mit  Land  ausgestattet  werden  sollen.  Da  ausserdem 
jeder  Häusler  bei  der  Aufhebung  der  Feldgemeinschaft  3—4  'IVjnnen 
Land,  genügend,  um  eine  Kuh  und  einige  Schweine  zu  halten,  als 
Phitschädigung  für  den  Verlust  seiner  >Veideberechtigung  bekam, 
so  wurde  es  erreicht,  dass  in  Dänemark  eine  grundbesitzlose  länd- 
liche Arbeiterklasse,  wie  wir  sie  beispielsweise  im  deutschen  Osten 
haben,  nicht  aufkam:  sondern  die  mit  der  Bauernbefreiuiig  ent- 
stehenden ländlichen  Arbeiter  verschmolzen  von  vornherein  mit  den 
bereits  vorhandenen  Häuslern,  Handwerkern  usw.  zu  einem  Klein- 
grundbesitzerstand, den  sogenannten  ,Husmaend"  •'. 

Weitere  Fortschritte  nach  der  angedeuteten  Richtung  wurden  ge- 
macht, nachdem  am  5.  Juni  1849  an  Stelle  des  absolutistischen 
.Staatssystems  das  konstitutionelle  zur  Einführung  kam  und  zugleich 
alle  VoiTechte  des  Adels  abgeschafft  und  die  Errichtung  von  Stamm- 
gütern und  Fideikommissen  untersagt  wurden.  Die  Ablösung  der 
Hofdienste  ging  von  nun  ab  schneller  von  statten  (im  Jahre  18HS 
waren  sie  bis  auf  2  300  Tonnen  Hartkorn  abgelöst'),  desgleichen  die 
Beseitigung  der  Zehnten,  denn  vollständige  Aufliebung  freilich  erst 
durch  das  Gesetz  vom  15.  Mai  1Ü03  erreicht  wurde,  welches  be- 
stimmt, dass  alle  Zehnten  mit  dem  25.  Betrage  der  jährlichen  Ab- 
gabe abzulösen  sind.  Hand  in  Hand  damit  ging  die  Aufhebung  de r 
Fideikommissgüter:  „Durch  Gesetz  vom  21.  Juni  1854  wurde 
den  Inhabern  von  Lehen-,  Stamm-  und  Fideikommissgütern  gestattet, 
ihre  Faestegüter  zu  verkaufen,  wobei  ihnen  ein  Teil  der  Kaufsumme 
(8 — 12f'/u)  zufloss  und  der  andere  zur  Fideikommissmasse  geschlagen 
wurde.  Eine  verstärkte  Ermunterung  lag  in  dem  Gesetz  vom 
19.  Februar  1861,  das  den  Eigentümer  berechtigte,  nachdem  er  neun 
Faestegüter  verkauft  hatte,  von  dem  übrigen  Faesteland  so  viel 
Land,  als  '4  des  verkauften  Faestelandes  ausmachte,  zur  freien 
Verfügung  eintragen  zu  lassen  ^).  Mit  gleichem  Gesetz  wurde  der 
im  Jahre  1801  eingeführte  Faestezwang  aufgehoben  und  damit  freie 
Zeitpacht  auch  für  den  .faestepflichtigen'  liodon  gestattet")". 

Die  Aufhebung  der  Faestegüter  machte  darnach  folgende  Fort- 


7)  Ebd.  S.  32. 

8)  Natürlicli  nur  bfi  Erloditcunp;  von  Faestetcilen.  ,,Faosto"  nannlo  man 
die  gegen  eine  einiaaligo  hidfacstningssumine  und  jiilirliche  Abgal)e  an  Na- 
turalien und  Geld  zur  Benutzung  ül)ergebenen  Güter  (eingeschlossen  Gebäude 
und  Inventar). 

9)  Ebd.  S.  33. 


schritte:  ,,Im  Jahre  1850  fanden  sich  21583  Faestogütcr  mit  113  512 
Tonnen  Hartkorn,  am  Schlüsse  des  Jahres  1857  14658  mit  77  368 
Tonnen  Hartkorn:  im  Jahre  1861  waren  es  noch  14144  Güter  mit 
74  848  Tonnen  Hartkorn;  im  Jahre  1877  war  die  Zahl  auf  5380 
Güter  mit  30003  Tonnen  Hartkorn  gesunken,  und  im  Jahre  1882 
standen  nur  noch  5178  Güter  mit  26525  Tonnen  Hartkorn  im  Faeste- 
verhältnis  'O)". 

Übrigens  war  gegenüber  der  Gefahr,  dass  Bauernhöfe  zusammen- 
gelegt und  somit  als  solche  aufgehoben  wurden  ,, schon  seit  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts  im  dänischen  Recht  der  Grundsatz  geltend,  dass 
Bauernhöfe  weder  eingelegt  noch  zusammengelegt  werden  dürfen,  son- 
dern als  solche  erhalten  werden  müssen.  Die  Verordnung  vom  25.  März 
1791,  betrefiend  die  Errichtung  neuer  Häuslerstellen  wurde  schon 
oben  angeführt.  Die  Häusler  (Husmaend)  waren  Bauern,  die  ihrem 
Gutsherrn  oder  Pachtherrn  eine  bestimmte  Zahl  jährlicher  Arbeits- 
tage zu  leisten  hatten.  Am  27.  Mai  1848  wurde  diese  Dienstver- 
pflichtung der  Husmaend  zufolge  einer  von  Peter  Hansen  aus  Lundby 
ins  Werk  gesetzten  Erhebung  in  ein  Geldpachtverhältnis  umge- 
wandelt. Es  bildete  sich  nunmehr  ein  Häuslerstand  mit  Grund- 
besitz aus,  zu  deren  Unterschied  später  diejenigen  Arbeiter,  welche 
keinen  Grundbesitz  hatten,  Landarbeiter  genannt  wurden,  und  die 
Aufgabe ,  auch  diese  Laudarbeiter  zu  Landeigentümern  („Eigene 
Scholle  und  eigenes  Heim")  und  zu  grundbesitzenden  Häuslern  zu 
machen,  bildete  den  Gegenstand  der  späteren  Reformen,  auf  die  wir 
gleich  zurückkommen. 

Infolge  der  bisherigen  Reformen  hatten  sich  die  Häusler  mit 
Grundbesitz  folgendermassen  vermehrt. 

Es  gab    1805        1895 
Häusler  mit  Grundbesitz  56  957     159147 

Durch  die  Gesetze  vom  9.  März  1872  und  11.  Mai  1897  wurden  diese 
Grundsätze  bestätigt  und  ergänzt. 

Die  ebengenanute  Reform  war  die  des  Jahres  1899  (Gesetz 
vom  24.  März  1899)  und  hatte  also  zur  Aufgabe,  die  grundbesitz- 
losen Landarbeiter  zu  grundbesitzenden  Häuslern  zu  machen,  oder 
richtiger,  sie  in  ihrem  eigenen  Bestreben  zu  dieser  Emporarbeit  aus 
der  untersten  Schicht  in  die  nächsthöhere  zu  unterstützen  und  zu 
ihrer  Selbthilfe  die  Staatshilfe  in  Form  von  Darlehen  hinzuzufügen. 
Welcher  Gestalt  diese  Selbsthilfe  war,  werden  wir  noch  sehen.    Der 


10)  Ebd.  S.  33;  vergl.  Danmarks  Statistik.  IL  S.  158.  Kjöbenliavn  1887. 
lu  England  werden  6/7  der  landwirtschaftlichen  Betriebe  als  Pachtixngen  bewirt- 
schaftet. 
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Staat  also  setzte  für  den  genannten  Z-\veck  ein  Kapital  von  2 
Millionen  Kronen  jährlich  für  fünf  Jahre  aus  —  ein  Kapital,  das 
für  einen  so  kleinen  Staat,  wie  Dänemark  mit  seinen  2  '/.2  Millionen 
Einwohnern  ist,  als  ausserordentlich  bezeichnet  werden  muss,  und 
das  z.  B.  im  Finanzjahre  iy(,)3  04  den  Staatsbudgetüberschuss  bis  auf 
70000  Kr.  verschlang,  während  es  im  vorhergehenden  Jahre  das 
ganze  Dehzit  des  Staatsbudgets  ausmachte,  (76  Mill.  Kr.  Einnahmen 
und  78  Mill.  Ausgaben).  Nach  dem  Erlass  dieses  Gesetzes  im  Jahre 
IJ^OD  erhielt  der  Staat  2261  Ansuchen  um  Darlehen  aus  diesem  Fonds, 
nämlich  74."5  von  den  Inseln  und  1518  aus  Jütland.  Das  Gesetz  selbst 
bestimmt  nun  folgendes:  Zum  Zwecke  des  Erwerbes  von  Land- 
eigentum für  Landarbeiter  wird  für  jeden  Amtskreis  eine  Kommission 
eingesetzt,  bestehend  aus  drei  Mann,  gewählt  auf  sechs  Jahre,  von 
denen  der  Vorsitzende  vom  Landwirtschaftsministerium,  die  beiden 
anderen  vom  Amtsrat  ernannt  werden ;  einer  der  beiden 
letzteren  muss  selbst  Häusler  sein.  Jeder  Landarbeiter 
nun.  welcher  ein  unbebautes  Stück  Land  von  3^2  bis  5  Tonnen 
Land  mittleren  Bodens  oder  entsprechenden  Umfanges  schlechteren 
oder  besseren  Bodens,  aber  nicht  unter  2  und  nicht  über  8  Tonnen 
Land  zu  erwerben  und  mit  notwendigen  Baulichkeiten  zu  versehen 
wünscht  oder  mit  einem  Haus  oiine  Grundbesitz  zu  vereinigen  wünscht, 
kann  ein  Staatsdarlehen  erhalten,  welches  ^/jq  des  Beleihungswertes 
ausmacht  und  mit  3  %  jährlich  zu  verzinsen  ist.  Die  eine  Hälfte 
des  Darlehens  bleibt  stehen,  bis  die  andere,  welche  mit  1  '^  „  jähr- 
lich amortisiert  wird,  zurückgezahlt  ist,  und  wird  alsdann  mit 
1/2  %  jährlich  amortisiert.  Die  Amtskommission  beschliesst  in 
jedem  einzelnen  Falle,  ob  der  Antragssteller  des  Darlehens  würdig 
ist.  Für  das  Alter  gelten  in  der  Regel  die  Grenzen  25  und  50 
Jahre.  Voraussetzung  für  die  Beleihung  ist,  dass  ein  ^' ermögen 
in  der  Höhe  von  Vio  *^-6S  Beleihungswertes  nachgewiesen  wird.  Auf 
das  Darlehen  werden  etwa  nötige  Vorschüsse  auf  Gebäude  und  In- 
ventar gegeben.  Auf  das  Eigentum  darf  solange  keine  Hypothek 
aufgenommen  werden,  bis  die  Hälfte  der  Schuld  abgetragen  ist;  als 
Ausnahme  gilt,  wenn  bei  Erbübernahme  Pflichtteile  auszubezahlen 
sind.  Naturgemäss  darf  das  Eigentum  niemals  zerstückelt  werden. 
Für  die  Vererbung  gelten  die  Grundsätze  des  dänischen  Erb- 
rechtes. 

Laut  diesem  Gesetz  wurden  im  Jahre  1903  547  Landarbeitern 
Darlehen  zur  Errichtung  von  Heimstätten  bewilligt,  im  Jahre  1904 
64L  Die  Summe,  welche  das  Landwirtschaftsministerium  im  Jahre 
1907  für  diesen  Zweck  zur  Verfügung  stellte,  betrug  2  858  730  Kr. 

Die    kurze    Geschichte    dieses   Gesetzes    ist    folgende:   Bereits 
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A))fang  dvv  4()er  Jalirc  wurden  im  däiiisclieii  Reichstage  vorscliiedono 
Gesetzesvoisclilägc  zur  Landarbeiterfragc  eingebracht.  Nach  dem  Ge- 
setz vom  13.  April  1894  wurde  darauf  eine  Kommission  zur  Unter- 
suchung der  Sache  eingesetzt;  der  von  dieser  im  Jahre  1896  vorge- 
legte Entwurf  diente  alsdann  zur  Ausarbeitung  des  Gesetzes  vom 
24.  März  1899,  das  am  24.  September  1899  in  Kraft  trat. 

Die  Idee  als  solche  ist  übrigens,  wenn  man  Dr.  Hollmann 
(s.  0.  W.  68)  glauben  darf,  aus  Deutschland  gekommen.  Eine  Reihe 
deutscher  wissenschaftlicher  Agrarpolitiker,  an  der  Spitze  Prof.v.d.Goltz, 
hatten  nämlich  die  Schaffung  eines  Arbeiterrentengutes  als  Ausweg  zur 
Lösung  der  ländlichen  Arbeiterfrage  im  deutschen  Osten  angesehen. 
Das  Rentengutsgesetz  vom  Jahre  18l:'0  sollte  ausdrücklich  auch  den 
Landarbeitern  zur  Sesshaftmachung  Gelegenheit  geben.  Das  Gesetz 
vom  Jahre  1891  (Finanzminister  Mi([uel)  beschränkt  sich  dagegen  auf 
Güter  von  mittlerem  und  kleinerem  Umfang  und  schliesst  die  Tage- 
löhnerstellen aus  und  zwar  wegen  des  Risikos,  das  der  Staat  in 
diesem  Falle  habe  (!).  Im  Abgeordnetenhause  haben  die  Antrags- 
steller  Weihe  und  Genossen  die  Mindestgrösse  der  Arbeiterrenteu- 
güter  auf  1250  qm  festgesetzt.  Auf  das  v.  d.  Goltzsche  Programm 
zur  Errichtung  von  Arbeiterrentengütern  in  Deutschland  kommen 
wir  später  zurück. 

Wir  gehen  nunmehr  auf  die  Bestrebungen  nach  der  Richtung 
der  Selbsthilfe")  seitens  der  Häusler  Dänemarks  über.  Dieselbe 
steht  unter  dem  Zeichen  „Zusammenarbeit''  —  das  Wort,  das  in 
den  skandinavischen  Ländern  einen  so  magischen  Klang  hat  und 
von  dessen  Verwirklichung  man  dort  die  bessere  Zukunft  erwartet 
—  dasselbe  Wort  auch,  das  den  Genossenschaftsgedanken  geboren 
hat,  der  das  dänische  Land  aus  einem  Geld-  und  menschenarmen 
Lande  einer  besseren  Zukunft  schon  entgegengeführt  hat '2). 

Betrachten  wir  zunächst  die  ..Zusammenarbeit"  der  Häusler 
(Husmaend)  auf  dem  Gebiet  des  Vereinswesens  und  zwar  soweit  sie 
vom  Staat  unterstützt  wird.  Die  dänischen  Häusler,  also  gewisser- 
masseu  Kleinstbauern  mit  Landeigentum,  haben  sich  zu  ca.  120 
Vereinen  zusammengeschlossen,  die  auch  Staatsunterstützung  ge- 
nicssen  können,  und  als  Mitglieder  jeden,  der  nicht  mehr  als 
'/2  Tonne  Hartkornboden  besitzt,  aufnehmen.  Sie  bezwecken  die  Klein- 
landwirtschaft zu  heben  und  veranstalten  Vorträge  über  Viehzucht, 

'•)  Dieselbe  Hcliliesst  aber,  wie  sich  zeigen  wird,  Staatshilfe  nicht  aus, 
sondern  ein. 

'2)  Der  jährliche  BevJUkerungszuwachs  in  Dänemark  ])etrug  im  Durch- 
schnitt der  Jalne  1890—1900  1,10  o/o  gegenüber  0,97  in  Russland  und  0,95  in 
Grossbritannien  und  0,12  in  Frankreich  fvergl.  Ho  11  mann,  S.  50V 
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Ackerbau,  Saatzucht,  GeÜügelzucht,  Bienenzucht  und  llausiiHhislrio. 
Die  Häuslervereino  Jütlands  (60)  ebenso,  wie  die  von  Seeland-Lolland- 
Falster  (72)  und  diejenigen  der  Insel  Fyen  (75)  haben  sich  ihrer- 
seits wieder  zusammengcsclilussen  und  alle  diese  zusammen  zu  einem 
Komitee  der  vereinigten  dänischen  Häuslervereine. 

Vielleicht  von  noch  grösserer  Bedeutung  ist  das  Komitee  für 
Häuslerackerbau  der  Vereinigung  jütländischer  Bauernvercinc.  im 
Jahre  1892  eingesetzt,  welches  gemeinsame  Studienreiseji  für  Häusler 
veranstaltet,  Prämien  für  rationellen  Ackerbau  verteilt  und  land- 
wirtschaftliche Lehrknrse  für  Häusler  veranstaltet.  Für  die  Studien- 
reisen gibt  der  Staat  Freibillette.  Ausserdem  gewährte  der  Staat 
im  Finanzjahre  1902  03  einen  Beitrag  von  40800  Kr.  Die  Bauern- 
vereine steuerten  im  gleichen  Jahi'e  8  902  Kr.  17  Oere  bei.  Von 
diesem  Gesamtbetrage  von  49  702  Kr.  wurden  42157  Kr.  92  Oere 
für  2117  Prämien  und  7463  Kr.  75  Oere  für  Reiseunterstützungen 
verausgabt. 

Ähnlich  verhält  es  sich  mit  dem  Komitee  für  Häuslerange- 
legenheiten, das  die  vereinigten  Bauernvereine  in  Seelands-Stift  1^93 
eingesetzt  haben.  Es  erhielt  für  die  gleichen  Zwecke  im  Finanz- 
jahre 1903/04  19000  Kr.  vom  Staate  und  3870  Kr.  von  den  Bauern- 
vereinen, wovon  19  305  Kr.  für  574  Prämien  und  3565  Kr.  für  170 
Reiseunterstützungen  verausgabt  wurden.  Das  entsprechende  Fyensche 
Komitee,  gegründet  1885,  wirkt  in  derselben  Weise,  es  genoss  im 
Finanzjahre  1902/03  ausser  Eisenbahnfreibilletten  7  800  Kr.  Staats- 
unterstützung, ebenso  endlich  das  Lollaud-Falstersche  Komitee 
der  vereinigten  Bauernvereine  von  Lolland-Falster,  welches  im  Jahre 
1903/04' 5  7U0  Kr.  Staatszuschuss  für  Prämien  und  Reisen  und  78S  Kr. 
von  den  Bauernvereinen  erhielt. 

Wir  sehen  also,  dass  der  dänische  Staat  auch  den  Häuslern 
gegenüber  eine  offene  Hand  zeigte.  Am  freigebigsten  hat  er  sich 
indessen  den  ,, landökonomischen  Vorschussvereinen"  gegenüber  be- 
wiesen, denen  er  ein  Darlehen  von  mehr  als  5  Mill.  Mark  bewilligt. 
Diese  Vereine  sind  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  26.  März  1898 
errichtet  worden  und  haben  den  ausschliesslichen  Zweck,  den  Mit- 
gliedern Betriebsdarlehen  für  die  laufenden  Ausgaben  ihrer  Wirt- 
schaft zu  verschaffen,  also  für  Einkauf  von  Saatmitteln,  Futterstoü'en, 
künstlichem  Dünger,  ferner  zur  Erneuerung  und  Instandhaltung  des 
Inventars.  Der  Beleihungswert  des  Eigentums  wird  nach  der  Anz.ihl 
Vieh,  die  normal  auf  dem  Besitz  gehalten  werden  können,  bestimmt: 
für  jedes  Stück  Vieh  wird  bis  50  Kr.  jährlich  geliehen,  doch  nicht 
über  3000  Kr.  im  ganzen.  Der  Zmsfuss  soll  4  '/a  "  o  "iclit  über- 
schreiten.    Ein    einzelner   Verein   darf  nicht  mehr  als    10  000   und 
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nicht  weniger  als  lOOO  Stück  Vieh  heleiheii.  Die  Anzahl  dieser 
Vereine  ist  168  mit  einem  (resamt-Beleihungswert  vun  165942  Stück 
Vieh  und  einem  Staatsdarlehen  von  4998450  Kr. 

Was  nun  die  genossenschaftliche  Selbsthilfe  in  Dänemark 
betrifft,  so  geben  wir  im  Anhang  eine  Darstellung  der  ersten  An- 
fänge derselben. 

Über  die  weitere  Entwicklung  des  dänischen  Genossenschafts- 
wesens im  besonderen  des  landwirtschaftlichen  vergleiche  des  Ver- 
fassers „Selbsthilfe  des  Landwirtschaft"  (Buchverlag  der  Hilfe)  und 
„Landwirtschaftliches  Genossenschaftswesen  im  Auslande"  (Leipzig, 
Felix  Dietrich).  Namentlich  in  der  letzgenannten  Publikation  wird 
man  ein  zureichendes  Bild  der  glänzenden  Entwicklung  des  dänischen 
landwirtschaftlichen  Genossenschaftswesens  gewinnen.  Nur  einige 
wenige  statistische  Notizen  seien  hier  wiedergegeben:  Die  erste 
dänische  Meiereigenossenschaft  wurde  im  Jahre  1882  gegründet. 
Im  Jahre  1904  zählt  Dänemark  104:^  Meiereigenossenschaften  mit 
mehr  als  150  000  Mitgliedern.  Schweinemetzgereigeuossenschaften 
fanden  sich  im  Jahre  1904  30  mit  einer  Mitgliederzahl  von  ca. 
66000;  die  Anzahl  der  geschlachteten  Schweine  betrug  1900  660000, 
im  Jahre  1903  dagegen  928  850  zum  Werte  von  56  Mill.  Kronen. 
Der  Wert  der  im  Jahre  1903  allein  nach  England  exportierten 
dänischen  Eier  betrug  27,4  Mill.  Kr.  gegenüber  24,1  Mill.  Kr. 
im  Jahre  1902.  Der  Umsatzüberschuss  landwirtschaft- 
licher Produkte  betrug  im  Jahre  1903  161,6  Mill.  Kr. 
gegenüber   106,2  Mill.  Kr.  im  Jahre  1897. 

Als  der  Verfasser  vor  drei  Jahren  die  deutsche  Landwirtschaft 
auf  Dänemark  verwies,  entgegnete  man  ihm,  es  sei  unsinnig  Däne- 
mark als  Vorbild  der  deutscheu  Landwirtschaft  hinzustellen,  denn 
Dänemark  habe  einen  zehnmal  besseren  Boden.  Lizwischen  sind 
offiziöse,  offizielle  und  nicht  offizielle  Persönlichkeiten  nach  Dänemark 
gegangen  und  haben  sich  durch  den  Augenschein  überzeugt  '3),  dass 
die  Acker  und  Felder  in  Dänemark  kein  wesentlich  anderes  Bild 
bieten,  als  in  Deutschland  und  dass  es  weder  an  der  Qualität  des 
Bodens  an  sich  noch  an  der  Bewirtschaftung  liegen  kann,  dass  die 
dänische  Landwirtschaft  sich  so  viel  besser  entwickelt  hat  als  die 
deutsche. 

Nunmehr  sollen   es  die  andersartigen  Bevölkerungs-  und  Besitz- 


'3)  Vergl.  Hollmauu,  S.  33.  Er  sagt  recht  vorsichtig  iiud  dabei  zugleich 
uulogisch,  dass  „der  Boden  Dänemarks  im  ganzen  besser  ist,  als  der  über- 
wiegende Teil  der  deutschen  Böden". 
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verteilungs- Verhältnisse'*)  sein,  —  welche  einen  Vergleich  mit  Deutsch- 
land verbieten.  Es  lohnt  sich  der  Mühe,  hierauf  mit  einigen  Worten 
einzugehen.  Was  dio  Rovölkerungsverhältnisse  betrift't.  so  werden 
wir  gegenüber  der  scheinbar  auftallenden  Tatsache,  dass  die  Kohpro- 
duktion,  der  Exportwert  und  die  Zahl  der  Gesamtbevölkerung  ge- 
stiegen, die  landwirtschaftliche  Hevölkening  aber  stationär  gcblielx'ii 
ist,  in  einem  späteren  Abschnitt  dartun,  dass  diese  Tatsache  eine 
natürliche  Folge  des  genossenschaftlich  organisierten,  industrialisierten 
landwirtschaftlichen  Betriebes  ist.  Wennllollmann  meint,  die  dänische 
Landwirtschaft  wirtschafte  im  Verhältnis  zur  deutschen  exiensiv, 
weil  sie  eine  geringere  Zahl  von  menschlichen  Arbeitskräften  be- 
schäftigt, so  ist  er  im  Irrtum.  Sie  wirtschaftet  intensiver  als  die 
deutsche  und  kommt  trotzdem,  mit  weniger  menschlichen  Arbeits- 
kräften aus  eben  in  Folge  der  genossenschaftlichen  Zentralisierung, 
des  kaufmännischen  Betriebes,  der  Anwendung  von  Maschinen  etc. 
Das  Stationär-Bleiben  der  landwirtschaftlichen  IJevülkerung  ist  nicht 
etwa  die  Ursache,  sondern  die  Folge  der  genossenschaftlichen  Orga- 
nisation. Da  Hollmann  letzteres  als  Ursache  nimmt,,  kommt  er  zu 
falschen  Schlüssen.  Die  Tendenz  geht  gerade  in  dem  dänischen 
Dorado  der  LandAvirtschaft  nach  der  Industrie  hin.  Je  weiter  der 
moderne,  intensive  Betrieb  der  Landwirtschaft  fortschreitet,  desto 
mehr  wird  die  Landwirtschaft  zur  Industrie  und  desto  mehr 
Arbeit  wird  von  industriellen  Maschinenkräften  und  kaufmän- 
nischen Kräften  besorgt,  desto  weniger  Menschenarbeit  braucht 
die  Landwirtschaft  im  engeren  Sinne,  desto  mehr  Menschen  muss 
sie  an  die  Industrie  abgeben,  —  an  eine  Industrie,  die  für  sie  ar- 
beitet. In  diesem  Sinne  ist  es  also  charakteristisch,  dass  die  land- 
wirtschaftliche Bevölkerung  Dänemarks  dünner  ist,  als  diejenige 
Deutschlands. 

Nun   aber  sagen,  Deutschland  kann  Dänemarks  Methode  nicht 
akzeptieren,    denn    es   hat    eine    zu    dichte    landwirtschaftliche  Be- 


1*)  In  einer  an  sämtliche  Laudwirtschaftskammern  der  Mouarchio  ge- 
richteten Verfügung  macht  der  Landwirtschaftsmiuistor  von  Podbielski  im 
Jahre  1904  die  preussischen  Landwirtschaftskamniern  auf  die  dänische  Land- 
wirtschaft  aufmerksam: 

„Auf  allerhöchsten  Befehl  mache  ich  die  Kainineru  wiederhoU  auf  die  von 
Jahr  zu  Jahr  steigendt^u  Importe  von  Produkten  der  Gi-Hügelhaltung  auf- 
merksam. Im  Verlaufe  des  letzten  Jahres  habe  ich  schon  (V)  Veranlassung 
genommen,  Sachverständige  zum  Studium  der  Gefiügelzuclit  in  die  llauiit- 
exportländer  Dänemark,  Belgien,  Frankreich  zu  senden.  Die  mir  erstatteten 
Berichte  liaben  zwar  die  bekannte  Tatsache  bestätigt,  dass  die  natürlichen  und 
im  besonderen  die  Besitzverteilungs-  und  Siedelungsverhältnisse  für  die  Ent- 
wicklung dieses  Betriebszweiges  iu  den  genannten  Ländern  wesentlich  günstiger 
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völkeruug,  so  heisst  das  den  Schimmel  am  Schwänze  zäunen.  Ge- 
rade indem  es  die  dänische  Methode  akzeptiert,  verdünnt  es  quasi 
dictu  seine  landwirtschaftliche  Bevölkerung  und  kann  davon  an  die 
Industrie  abgeben.  Handelt  es  sich  aber  darum,  ob  ein  Land,  welches 
dieser  Methode  folgt,  mehr  Menschen  ernähren  kann,  so  ist  diese 
Frage,  wie  Dänemark,  dessen  Gesamtbevölkerung  stark  zugenommen 
hat,  ebenfalls  zeigt,  mit  einem  kräftigen  Ja  zu  beantworten.  Heute 
gibt  es  ein  grosses  hungerleidendes  Landproletariat  in  Deutsch- 
land; das  wird  aufhören,  wenn  Deutschland  dem  dänischen  Bei- 
spiel folgt. 

Was  weiter  den  zweiten  Einwurf  betrifft,  den  Unterschied  in  der 
Besitzart,  dass  also  Dänemark  vorzugsweise  in  der  bäuerlichen  Be- 
sitzart produziere,  so  heisst  das  soviel,  als  wolle  man  jemanden, 
der  seine  Rosenwildlinge  veredeln  will,  vorwerfen,  er  habe  ja  noch 
keine  veredelte  Rosen.  Die  Hesitzverteilung  ist  freilich  in  Deutsch- 
land eine  andere  als  in  Dänemark.  Aber  einmal  ist  es  uns  ja  eben 
darum  zu  tun.  eine  Änderung  der  Besitzverteilung  in  Deutschland 
in  die  Wege  zu  leiten  (vergl.  das  spätere  Kapitel  contra  Fidei- 
kommiss).  Zweitens  aber  zeigen  die  schon  vorher  angeführten 
dänischen  Ritterguts -Molkereigenossenschaften,  dass  sich  der  ge- 
nossenschaftliche Betrieb  sogar  im  Grossbesitze  einführen  lässt. 

Bei  dieser  Gelegenheit  sei  noch  ein  weiterer  Irrtum,  dem  man 
in  agrarischen  Kreisen  häufig  begegnet,  namhaft  gemacht.  Auch 
Hollmann  z.  B.  sagt  S.  2:  ,, Der  Getreidebau  ist  d  i  e  Landwirtschaft : 
auf  ihm  basiert,  wenigstens  in  Deutschland,  die  überwiegende  Zahl 
der  ländlichen  Wirtschaften  und  wird  nach  der  Lage  der  Dinge 
immer  auf  ihm  basieren  müssen.  Der  Getreidebau  stellt,  abgesehen 
von  den  gartenwirtschaftlichen  Kleinkulturen,  die  selbstverständlich 
nur  eine  untergeordnete  Rolle  spielen,  die  intensivste  Form  der 
Bodennutzung  dar,  von  welcher  abzuweichen  Rückschritt  bedeuten 
würde.  Die  deutsche  Landwirtschaft  hat  im  19.  Jahrhundert  ihre 
Produktion  bedeutend  gesteigert;   sie  hat  einerseits  den  Anbau  von 


sind  als  in  Deutschland.  Anderseits  muss  aber  zugegeben  werden  (so  ist's 
recht  !\  dass  die  Technik  der  Handhabung  der  Geflügelzucht  und  -Haltung, 
insbesondere  die  Einheitlichkeit  der  Bestrebungen  in  geschlosseneu  Zucht- 
zentren und  der  genossenschaftliche  Zusammenschluss  zur  Produktion  und  zum 
Absatz  der  Erzeugnisse  in  Deutschland  im  Vergleich  zu  den  genannten  Pro- 
tluktionsländern  noch  sehr  im  Rückstände  ist.  Es  ist  zu  erwarten,  dass  bei 
Benutzung  der  Erfahrungen  anderer  Länder  auch  im  Inlande  eine  rationellere 
Wirtschaftsweise  und,  hiermit  in  Verbindung  stehend,  eine  gesteigerte  Pro- 
duktion hierdurch  erzielt  werden  kann.  Ich  empfehle  daher,  der  Geflügel- 
zucht erhöhte  Aufmerksamkeit  und  Förderung  unter  Beobachtung  tier  in 
früheren  Erlassen  gegebenen  Anregungen  zuzuwenden." 
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Futterpflanzen  ausgedehnt,  auf  Grund  dessen  die  Viehhaltung  ver- 
stärkt werden  konnte,  sie  hat  anderseits  neue  Feldfrüchte  für  den 
Markt  (Zuckerrübenj  in  die  Frnchtfolge  eingeschoben;  aber  diese 
Reformen  geschahen  nicht  etwa  auf  Kosten  des  Getreidebaus,  sondern 
es  waren  Reformen  zugleich  im  Sinne  der  Hebung  des  Getreidebaus. 
Weit  entfernt,  die  Getreideproduktion  zu  beeinträchtigen,  haben  sie 
vielfach  erst  die  Unterlage  eines  rationellen  Getreidebaus  geschaffen.'' 
Also  die  gartenwirtschaftlichen  Kleinkulturen  spielen  ,, selbstverständ- 
lich'' nur  eine  untergeordnete  Rolle?  Was  sagt  ITollmann  zu  den 
betreöenden  statistischen  Angaben  in  des  Verfassers  ., Selbsthilfe 
der  Landwirtschaft"  'i  Dass  in  den  westeuropäischen  Ländern  die 
Gemüsezucht  und  der  Obstbau  mehr  und  mehr  den  Getreidebau  und 
selbst  die  Viehzucht  (bezüglich  der  Schafzucht  ist  dies,  wie  auch 
Hollmann  zugibt,  schon  heute  der  Fall)  verdrängen  wird,  hat  schon 
Fourier  ausgesprochen.  Sogar  in  den  Vereinigten  Staaten'-')  übertraf 
nach  einem  Bericht  des  ,,Crop  Reporter"  die  Bohnenernte  die  Reis- 
ernte in  den  Jahren  18'.>5  bis  1899  um  85  Mill.  Pfund,  und  noch 
grösser,  nämlich  ungefähr  drei  Mal  grösser,  ist  die  Bohnenproduk- 
tion in  Mexiko,  welches  im  Jahre  19U0  99  120  Biishel  (1  Bushel  = 
36  '2  D  Jiach  den  Vereinigten  Staaten  exportierte. 

Was  aber  die  Behauptung  betrifft,  dass  in  Deutschland  der 
Futterpflanzen-Anbau  weit  entfernt  die  Getreideproduktion  zu  be- 
einträchtigen, vielfach  erst  die  Unterlage  eines  rationellen  Getreide- 
baus geschaÖ'en  hat,  so  trifft  das  ja  in  bedingter  Weise  für  den 
Grossbesitz  zu.  Aber,  zumal  bei  der  Behandlung  eines  solchen 
Stofles,  wie  des  hier  in  Rede  stehenden,  sollte  man  sich  vor  Augen 
halten,  dass  es  neben  dem  Grossbesitze  auch  in  Deutschland  noch 
bäuerliche  Besitze  '*')  gibt.  Für  diese  aber  bezweckte  der  Futter- 
pflanzenbau eine  bessere  Viehhaltung,  eine  gesteigerte  Viehprodukt iuii, 
eine  intensivere  und  mehr  industrialisierende  Betriebsform.  Wissen 
denn  die  Agrarier  nichts  von  Albrecht  Daniel  Thaer,  dem  Vater 
des  modernen  Landwirtschaftsbetriebes  ?  Ohne  ihn  w'äre  Dänemark 
heute  nicht  das,  was  es  heute  ist.  Denn  die  Methode  und  das  Vor- 
bild der  dänischen  Schweinezucht  gab  Thaer  praktisch  und  theo- 
retisch mit  seiner  Schafzucht.  Thaer  war  es  aber  auch,  welcher  die 
Fdikte  vom  14.  Septembjr  1811  „Zur  Beförderung  der  Landkultur" 


'5)  Vergl.  Lierüher  auch  den  trefflicheu  Aitikt;!  Dr.  II.  Levys  in  diiii 
Jahrb.  f.  National-Ökonomie  und  -Statistik  1904. 

"')  Ho  11  mann  spricht  S.  4  von  „bäuerlicher  Botriebstbnn",  meint  aber  otl't  n- 
bar  die  bäuerliche  Besitzfonii.  Der  Betriel)  kann  Ix'i  einem  Bauer  agrarisch 
und  b<;i  einem  (jrrossgrundbesitzer  geuossenscliat'tlich  sein  (vcr^l.  dii'  diiiiischeu 
Kittergutsmolkereitienosseuscbat'teu). 
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und  „Die  Regulierung  der  gutsherrlichen  und  bäuerlichen  Verhält- 
nisse", durch  welche  die  Untertänigkeit,  die  Vürsjiaiindienste  und 
Fouragelieferungslast  aufgehoben  wurde,  bearbeitete.  Sein  Haupt- 
werk ,, Grundsätze  der  rationellen  Landwirtschaft"  hat  die  Grund- 
lage für  den  modernen  Landwirtschaftsbetrieb  der  meiste] i  Kultur- 
staaten geliefert. 

Was  tut  aber  nun  der  preussische  Staat  für  die  Landarbeiter? 
Sucht  er,  wie  der  dänische,  das  Landproletariat  zu  heben  und  dem- 
selben den  Übergang  von  der  untersten  in  die  nächst  höhere  Stufe 
zu  erleichtern,  oder  schützt  er  nicht  vielmehr  den  kapitalistischen 
Grossgrundbesitz  ? 

Mau  wird  vielleicht  einwenden,  dass  der  preussische  Staat  nach 
der  angedeuteten  Richtung  auf  dem  Wege  der  Rentengesetzgebung 
und  des  Ansiedelungsgesetzes  viel  getan  habe.  Treten  wir  in  eine 
kurze  Prüfung  der  Frage  ein:  Vor  allem  sei  daran  erinnert,  dass 
das  Ansiedelungsgesetz  (vom  26.  April  1886)  wesentlich  auch  der 
Ausbreitung  des  Deutschtums  in  den  östlichen  Provinzen  dient. 
Davon  abgesehen,  ist  zu  konstatieren,  dass  auf  Grund  der  genaimten 
Gesetze  in  den  sechs  östlichen  Provinzen  von  1886—1902  etwa 
17  000  neue  landwirtschaftliche  Betriebe,  zum  überwiegenden  Teile 
bäuerliche,  entstanden  ^ind.  die  rund  225000  ha  Fläche  umfassen '■*). 
Von  manchen  Seiten  wird  allerdings  der  Rentengutsgesetzgebung  ent- 
gegengehalten, dass  die  neuen  Ansiedler  wegen  der  zu  hohen  Er- 
werbspreise nicht  bestehen  könnten,  und  selbst  von  der  Goltz  muss 
zugeben,  dass  es  im  Interesse  der  Sache  wünschenswert  wäre,  „wenn 
die  neuen  Ansiedler  in  eine  etwas  günstigere  Lage  gebracht  würden". 
Für  unseren  hier  eingenommenen  Standpunkt  aber  kommen  diese 
Gesetzgebungen  gar  nicht  in  Betracht,  weil  sie,  worauf  es  am 
meisten  ankommt,  für  die  Ansiedelung  von  grundbesitzenden  länd- 
lichen Arbeitern  nichts  tun.  Die  Errichtung  von  Arbeiterrenten- 
gütern liegt  vielmehr,  wie  auch  Goltz  betont  (S.  97),  „ausserhalb 
des  Bereiches  der  Rentengutsgesetzgebung".  Der  Kleinstbetrieb  und 
die  Ansiedelung  von  Landarbeitern  wird  durch  diese  Gesetzgebungen 
nicht  berührt,  obwohl  die  Ausgaben  der  Ansiedelungskommission 
nicht  weniger  als  202  Mill.  Mk.  betragen  haben  (bis  31.  März  1908). 

Auch  von  der  Goltz  tritt  in  obigem  Werk  und  ausführlicher  in 
der  Schrift:  „Die  ländliche  Arbeiterklasse  und  der  preussische  Staat" 
(Juni  1893)  für  die  Ansiedelung  grundbesitzender  Arbeiter  ein.  Man 
solle  den  Landarbeitern  ,,die  jetzt  fast  gänzlich  fehlende  Gelegen- 
heit  geben,   mit  Plilfe   ihrer  Ersj)arnisse    eine   kleine  Landstelle   zu 


Hj  Ycrgl.:  von  der  Goltz,  „Agrarvveseu  und  Agrai*politik".    S.  95. 
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erwerben".     Er  führt  auch  an,  „dass  auf  dem  Dominium  des  Gross- 
herzogtums Meckleuburg-Schwerin   der   Staat  seit   Jahrzehnten   und 
zwar   mit   grossem  Erfolg   mit   der   Ansiedekmg   von  Häuslern   und 
Büdnern   vorgegangen   sei'".      Ein    zwingender    (irund    für    die   An- 
siedelung  der    Landarbeiter   ist    Goltz    der    bestehende   Mangel    an 
Arbeitskräften   und  die  Fortwanderung  der  Landarbeiter.     Sehr  be- 
deutungsvoll  ist   das,    was   er   dabei  über  die   (iutstagelöhner   sagt 
(S.  155):   „Dort   wo  Gutstagelöhner  die  Hauptmasse  der  ländlichen 
Tagelöhner  bilden,   felilt   es   an  Gelegenheit   zur   Erwerbung   eines 
eigenen  kleinen  Grundbesitzes.     Der  Faestemann  weiss,  dass  er  auf 
der  sozialen  Stufenleiter   zwar  herabsteigen,  nicht  aber  sich  empor- 
schwingen   kann."      Goltz   gibt   dann  weiter  eiji  Programm  zur  Er- 
richtung von  „Arbeiterrentengütern".  Dieselben  „sollen,  je  nach  dem 
Boden   und   den  sonstigen  Verhältnissen,   einen  Umfang  von  1/2  bis 
höchstens  1  V2   ^^  haben.     Erwerber   der   zu    teilenden   Bauernhöfe 
ist  der  Staat  oder  Kommunalverband;  der  Arbeiter  hat  einen  kleinen 
Teil    des   Kaufpreises    bar    zu    erlegen,   für    den   übrigen  Teil    eine 
jährliche  Rente,   die  zugleich  einen  Amortisationsbetrag  enthält,  an 
die  Kentenbank  abzuführen.     Solange   die  Schuld   noch   nicht  ganz 
getilgt  ist,    darf  das  Arbeiterrentengut  nicht  geteilt  werden  und  ist 
dem  Anerbenrecht  unterworfen.    An  zahlungsfähigen  Kaufliebhabern 
würde   es   meines  Erachtens    nicht   fehlen.     Zu   wünschen   wäre   es 
allerdings,  wenn  der  Staat,  ebenso  wie  er  es  bei  dem  Ansiedelungs- 
gesetz  getan  hat,    einen  Fonds  zum  Ankauf  von  Bauerngütern  her- 
gäbe.   Er  würde  dabei  sich  zwar  mit  einer  geringen  Verzinsung  be- 
gnügen  müssen ;    aber   der   hierdurch   erwachsende    Verlust   kommt 
nicht  in  Betracht  gegenüber  dem  grossen  ins  Auge  gefassten  Ziel." 
Wir    vermissen    in    diesem   Entwurf    allerdings    die    wichtigste    Be- 
stimmung,   dass   nämlich   diese  Arbeiterrentengüter  nicht  gepfändet 
werden  dürfen.  Denn  diese  Landstellen  sollen  doch,  wie  Goltz  (S.  157) 
selbst  sagt,    dazu  dienen,  ,,dass  der  Arbeiter  einen  festen  Wohnsitz 
und  eine  sichere  Heimat,  einen  Fleck  Erde  hat,  von  dem  ihn  niemand 
vertreiben   kann".     Und   weiter  sagt  Goltz  selbst:    „Für  den  Guts- 
tagelöhner würde  der  durch  die  Errichtung  zahlreicher  Kleinstellen 
erwachsende  Gewinn   einmal   in    dem   eben  besprochenen  Umstände, 
dann  aber  namentlich  darin  liegen,    dass  ihm  die  bisherige  Hofinungs- 
losigkeit   inbezug   auf   seine   Zukunft    genommen   wird.      Er   weiss 
dann,  dass  ihm  die  Aussicht  offen  steht,  selbst  einmal  in  den  Besitz 
eines  Hauses  und  eines  nutzbaren  Grundstückes  und  damit  zu  einem 
festen  Wohnsitz  zu  gelangen,  den  ihm  niemand  kündigen,  aus  dem 
ihn    niemand   vertreiben   kann.      Diese  Aussicht   allein    schon  wirkt 
auf  seine  Stimmung  erhebend,   auf  seinen  Mut  ])eleben(l;  sie  treibt 

Pudor,  Dr.  H. :  Fideikomniiss-Schutz  in  Deutschland  usw.  2 


-     18    - 

ihn  zu  Fleiss  und  Sparsamkeit  an.  Sie  benimmt  ihm  auch  das  Ge- 
fühl, als  sei  er  von  der  Willkür  seines  Arbeitgebers  abhängig." 
Auf  der  anderen  Seite  erscheint  uns  die  Forderung  von  der  Goltz; 
die  isolierten  Gutsbezirke  mit  den  Bauerndörfern  zu  Landgemeinden 
zu  verschmelzen,  sehr  zweckmässig  und  zeitentsprechend. 

Die  Unpfändbarkeit  ist  auch  die  wesentliche  Bestimmung  der 
nordamerikanischen  Heimstättengesetze.  Nach  dem  1(S62  erlassenen 
Gesetze  der  nordamerikanischen  Union  erhält  jeder  Ansiedler  80 — 160 
Acres  Land  als  Heimstätte  mit  der  Bestimmung,  dass,  solange  der 
Kaufbrief  nicht  ausgefolgt  ist,  dieselbe  für  Schulden  nicht  haftbar 
gemacht  werden  kann.  Sobald  der  Ansiedler  Volleigentümer  ge- 
worden ist,  kommen  die  Heimstätten-Exekutions-Gesetze  der  einzelnen 
Staaten  in  Anwendung.  Darnach  dürfen  Heimstätten  von  40 — 200 
Acres  und  von  300  (in  Pennsylvanien)  bis  5000  Doli,  (in  Texas) 
Wert  nebst  etAvas  beweglichem  Besitz  von  keinem  Gläubiger  ange- 
griften  werden. 

Rumänien  schützte  durch  das  Bauernemanzipationsgesetz  vom 
14.  August  1864  die  (Trnndeigentümer  für  die  Dauer  von  30  Jahren 
gegen  Verschuldung. 

Sehen  wir  uns  nun  noch  kurz  an,  auf  welche  Weise  der  nor- 
wegische Staat  bestrebt  ist,  dem  Landproletariat  zu  helfen. 

Nach  dänischem  Muster  konstituierte  sich  im  Jahre  1900  in 
Christiania  ein  Komitee  für  die  Behandluug  der  Frage  des  Land- 
einkaufs und  der  Darlehen  zur  Errichtung  einer  eigenen  Heimstätte 
für  Landarbeiter.  Im  Herbst  trat  dies  Komitee,  das  auf  Veran- 
lassung der  Regierung  zusammengetreten  war,  mit  einem  Vorschlag 
hervor,  an  Kleinbauern  und  Landarbeiter  Prämien  zu  verteilen  für 
gute  Bodenbewirtschaftung.  Später  hat  das  Komitee  einen  neuen, 
bedeutungsvolleren  Vorschlag  ausgearbeitet,  der  sich  damit  befasst, 
den  Kleinbauern  Darlehen  zur  Ermöglichung  eigener  Landwirtschaft 
und  zur  Errichtung  eines  eigenen  Heims  zu  gewähren. 

Um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  schlägt  das  Komitee  vor,  eine 
neue  Bank  zu  errichten,  ,,Den  norske  Arbeiderbrug  —  og  Boligbank" 
(Norwegische  Arbeiter- Ackerbau-  und  Wohnstättenbank),  garantiert 
vom  Staat,  und  ausgestattet  mit  dem  Recht,  laufende  Obligationen 
zum  sechsfachen  Wert  des  Grundfonds,  welcher  der  Bank  vom 
Staate  vorzuschiessen  ist,  aufzunehmen. 

Der  hauptsächlichste  Zweck  der  neuen  Bank  soll  der  sein,  den 
Landarbeitern  Darlehen  zu  niedrigstem  Zinsfuss  zu  gewähren  zum 
Zweck  des  Landeinkaufes.  Der  Bittsteller  muss  Jiorwegi scher  Staats- 
angehöriger, 21  Jahre  alt,  ujibemittelt  und  seit  2  Jahi'cn  Land- 
arbeiter sein. 
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Man  nimmt  an,  dass  die  betreffenden  Landarbeiter  zwischen  2 
bis  5  Ar  anbaufäbigen  Landes  bekommen  und  sich  zwei  bis  drei 
Kühe  halten.  Der  Gesamtwert  darf  nicht  2240  Mk.  für  den  Roden 
und  3.'}60  Mk.  für  Boden  mit  Gebäude  übersteigen.  Die  kleine  Land- 
wirtschaft soll  für  den  Arbeiter  eine  Art  Nebenverdienst  sein  und 
auf  der  anderen  Seite  soll  auf  diese  Weise  mehr  Land  urliar  ge- 
macht werden. 

Das  Komitee  betont,  dass,  wenn  der  Vorschlag  dem  Land- 
arbeiter nützen  soll,  die  Darlehen  zu  niedrigstem  Zinsfuss  und  mit 
vorteilhaften  Rückzahlungsbedingungen  gewährt  worden  mü.ssen. 
Auch  soll  das  Darlehen  bis  zu  ■'  jo  des  Gesamtwertes  vom  Haus  nebst 
Land  ausmachen.  Als  Zinsfuss  wird  8^',,  angenommen,  in  den  beiden 
ersten  Jahren  ist  das  Dark^hcn  rückzahhuigsfrei  und  wirrl  darnach 
auf  47  -lahre  amortisiert. 

Die  Landgemeinden  sind  el)enfalls  berechtigt,  Darlehen  zu  Land- 
einkauf aufzunehmen,  aber  im  allgemeinen  denkt  man  in  erster 
Linie  wie  bemerkt,  an  die  Landarbeiter,  und  zwar  an  direkten  Anschluss 
derselben  an  die  Bank.  In  jedem  Gemeindebezirk  soll  eine  Taxierungs- 
kommission  eingesetzt  werden,  welche  die  Höhe  des  Darlehens  be- 
stimmt, so  oft  ein  Landarbeiter  um  ein  solches  nachsucht.  Ausser- 
dem sollen  die  Gemeinden  Kon\itees  bilden,  deren  Aufgabe  es  sein 
wird,  die  Befähigung  des  Bittstellers  zu  prüfen  und  die  Frage, 
ob  derselbe  geeignet  ist,  Landwirtschaft  zu  treiben,  zu  entscheiden. 

Im  Gegensatz  zu  diesem  Grund-  und  Boden-Darlehen  sollen  die 
Darlehen  für  die  Errichtung  von  Arbeitorheimstätten  von  den  re- 
spektiven  Kommunen  garantiert  und  mit  4  •*  q  verzinst  werden. 
Berechtigt  sind  alle  unbemittelten  Ar])eiter,  welche  über  21  Jahre 
alt  sind.  Die  Baustelle  darf  nicht  1  Ar  übersteigen  und  ihr  Wert  nicht 
1 120  Mk.  auf  dem  Lande  und  16S0  Mk.  in  den  Städten  überschreiten. 
Haus  und  Baustelle  zusammen  dürfen  nicht  einen  höheren  Taxierungs- 
wert als  3360  Mk.  auf  dem  Lande  und  4480  Mk.  in  den  Städten 
habeji. 

Die  Finanzierung  des  Unternehmens  denkt  man  sich  folgender- 
massen.  Die  Ausgaben  würden  in  Zinszuschuss  und  Verwaltungs- 
kosten bestehen.  Für  ersteren  würde  indessen  nur  das  Kapital  zur 
(iewährung  von  Grund-  und  Boden-Darlehen,  die  zu  3  %  ausge- 
geben werden,  in  Frage  kommen,  während  die  Bank  für  Heim- 
stättendarlehen das  mit  4  '•/o  zu  verzinsende  Geld  selbst  zu  4  % 
erhalten  würde.  Da  nun  schon  seit  einigen  Jahren  zu  ähnlichem 
Zwecke  ein  Fond  in  der  Höhe  von  3  920000  Mk.  zur  Verfügung  steht, 
hofft  man  durch  Ausgabe  von  Obligationen  ein  Kapital  zur  Aus- 
gabe   der    Darlehen    in  der  Höhe    von   27440300  Mk.  zusammenzu- 
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bringen.  Wenn  hiervon  die  Hälfte  für  Landeinkauf  verwandt  wird 
mit  1120000  Mk.  jährlich,  so  würde  während  13  Jahren  ein  Zins- 
zuschuss  von  11  2C0  bis  137  200  Mk.,  jährlich  steigend,  zu  benötigen 
sein.  Die  Verwaltungsausgaben  werden  für  das  erste  Jahr  auf 
11200  Mk.  veranschlagt,  steigend  im  Verlauf  von  13  Jahren  auf 
44800  Mk.  Der  Staat  soll  zur  Deckung  des  aus  der  niedrigsten 
Verzinsung  entstehenden  Defizits  147  000  Mk.  jährlich  hergeben  — 
dies  Vier  Gesamtbetrag  des  benötigten  jährhchen  Staatszuschusses. 
Das  Gezetz  sollte  am  1.  April  1903  in  Kraft  treten. 


Wir  komuieii    nun  zu  der  wichtigen  vieluinstiittencn   Fr;igo  der 
Berechtigung  der 

Familienfideikommisse. 
nach  denen  ein  bestimmtes  Gut  immer  nur  einem  Familienmitglied 
zufällt,  der  dasselbe  nicht  veräussern  darf  und  bezüglich  der  Zor- 
tcilung  und  Beleihung  an  die  Zustimmung  der  Familie  gebunden 
ist;  letztere  ist  die  eigentliche  Eigentümerin  des  Gutes,  während 
der  jeweilige  Besitzer  es  nur  nutzniesst  ^^). 

Wie  steht  es  zunächst  mit  der  Fideikommissfrage  in  I)  ä  n  e- 
mark?  Bereits  durch  das  Keichs-Grundgesetz  vom  5.  Juni  1849, 
welches  an  Stelle  des  alten  Absolutismus  trat,  ist  die  Errichtung 
von  Stammgütern  und  Fideikommissen  untersagt  worden.  Dagegen 
gibt  es  aus  der  Zeit  vor  diesem  Gesetze  heute  noch  eine  ganze 
Beiht  Fideikommisse".  nämlich  19  Grafschaften.  14  Baronien, 
37  Stammgüter  und  9  Fideikommisse.  ,, Insgesamt  sind  37nOÜ 
Tonnen  Hartkorn  oder  beinahe  '/,o  des  Landes  gebundener  Besitz. 
Um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  betrug  der  gebundene  Besitz 
noch  78  000  Tonnen  Hartkorn  oder  '5  des  gesamten  Hartkorn:  er 
ist  somit  in  den  letzten  50  Jahren  auf  ungefähr  die  Hälfte  zurück- 
gegangen, z.  T.  infolge  des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1854,  das  den 
Abverkauf  grösserer  Teilgüter  gestattete.  Vom  Waldland  Däne- 
marks ist  über  '/:(  fideikommissarisch  gebunden.  Im  übrigen  ist  von 
der  Fideikommissfläche  35  "0  freier  Boden  zu  fideikommissarischem 
Besitzrecht,  6.6  <>  0  Wald  und  -48,4%  Bauernland,  das  dem  Faeste- 
zw^ang  unterworfen,  also  in  Lebensfaeste  gegeben  werden  muss.  Die 
meisten  Stammgüter  finden  sich  auf  Fünen,  nämlich  18,  auf  Jütland 
12,  auf  Seeland  6,  auf  Laland  und  Falster  2.  Von  den  Fidei- 
kommissen, die  sich  übrigens  nur  dem  Namen  nach  von  den  Stamm- 
gütern unterscheiden,  liegen  l!  auf  Seeland  und  3  auf  Jütland.  Im 
ganzen  ist  der  gebundene  (Grundbesitz  am  stärksten  auf  Fünen, 
nämlich  74  der  ganzen  Insel:  auf  Laland  und  Falster  ist  ^ti  ^^^^ 
Seeland  '/«"'/lOi  auf  Jütland  dagegen  kaum  '25  des  gesamten 
Hartkorn  des  Landesteiles  gebunden.  Zu  den  Fideikommissen  ge- 
hören regelmässig  ausser  den  Liegenschaften  bedeutende  Kapital- 
vermögen,   die    zum    grössten    Teil   aus   dem    Verkauf  von   Bauern- 


'**)  „Eine Hauptsache  ist  gewöhnlich  die  Unteilbarkeit  verbunden  mit„Primo- 
genitur-,  Majorats-  oder  Senioratsfolge"  (Röscher). 
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giiterii  herrühren'").  Zugleich  mit  dem  üben  erwähnten  Vorhut  vuti 
Fifleikommissen  wurde  Gleichsetzung  des  Hartkorns  2")  für  Bauern- 
land und  Herrenland  und  gleichmässige  Besteuerung  desselben  ein- 
geführt. Dänemark  hat  also  folgerichtig  auf  der  einen  Seite  den 
Landarbeiterstand  zu  heben  gewusst  und  die  Landarbeiteransicdelung 
unterstützt  und  auf  der  anderen  Seite  die  fortschreitende  fideikom- 
missarische  Hindung  des   Bodens  verhindert. 

Röscher,  welcher  eine  gemässigte  Anzahl  von  Fideikommiss- 
gütorn  gestattet  und  S.  423  der  neuesten  Auflage  schreibt:  „Die 
Gründe,  welche  J.  Walker,  Science  of  Wealtli  (1867)  gegen  alle 
Fideikommisse  anführt,  sind  gegen  eine  zu  grosse  Häufigkeit  der- 
selben wirklich  sehr  zutreffend.  Das  Zuviel  beginnt  da,  wo  dei'  Fidei- 
kommisse mehr  werden,  als  nach  §  53  grosse  Güter  wünschenswert 
sind",  äussert  sich  über  das  Verhältnis  Dänemarks  zur  Fideikommiss- 
fragc :  ,,Wie  die  heutige  dänische  Demokratie  gar  keine  prinzipielle 
Abneigung  gegen  die  zahlreichen  Fideikommisse  daselbst  hegt 
s.  Rodbertus  ,, Kreditnot  des  Grundbesitzers"  H.  19.  Sehr  schön 
nennt  von  Gerber  (Jurist.  Abb.  I.  100  ff.)  das  Vaterland  mit  allen 
seinen  äusseren  Denkmälern  selbst  ein  grosses  Fideikommiss,  ge- 
stiftet und  immer  forterhalten  für  die  Gesundheit  des  Volkes." 

Es  lohnt  sich  wohl,  sich  diese  gewichtige  Auslassung  eines 
unserer  bedeutendsten  >«ationalökonOiiien  etwas  genauer  anzusehen. 
Also  Rodbertus  soll  in  seiner  „Kreditnot  des  Grundbesitzers"  die  an- 
geführte Meinung  der  heutigen  dänischen  Demokratie  über  die 
Familienfideikommisse  ausgesprochen  haben!  Das  wäre  ja  sehr  zu 
verwundern,  ja  man  möchte  sich  an  die  Stirn  schlagen,  wenn  der 
heutigen  dänischen  Demokratie  die  Fideikommisse  sympatisch  sein 
sollten.  Auch  würde  das  ganz  und  gar  mit  unseren  oben  ange- 
gebenen Ausführungen  über  die  heutigen  dänischen  Verhältnisse 
in  Widerspruch  stehen.  In  der  Tat  ist  nun  die  neueste  Auflage  des 
Roscherschen  Werkes,  in  welcher  sich  jene  Bemerkung  findet,  im 
Jahre  1903  erschienen.  Wann  hat  aber  Rodbertus  die  von  Röscher 
angeführte  Dänemark  betreffende  Notiz  geschrieben?  Im  Jahre 
18  68.     Wie  ist  ein  solches  Versehen  möglich  ?    Weiss  Röscher  nicht 

19)  Vergl.  Hollmann  a.  o.  W.  S.  43. 

20)  Die  Tonne  Hartkorn  ist  ein  Katastermass,  basierend  auf  (Ilt  normalen 
Ertragfähigkeit  des  Bodens;  6  '/o  Tonnen  Land  (ii  0,55  Hektaren)  fruchtbarsten 
Bodens  liilden  eine  Tonne  Hartkorn.  Die  durchschnittliche  Tonne  Hartkorn 
entspricht  auf  den  Inseln  10,9,  auf  Jütlajid  2(5,0  und  für  ganz  Dänemark  18 
Tonnen  Land  oder  ca.  10  Hektaren.  Auf  Bornholm  ist  das  Verhältnis  so, 
dass  45  Tonnen  Hartkorn  Bornholm  31  Tonnen  gewöhnlichen  Hartkorns  ent- 
sprechen. —  Über  die  Geschichte  der  Hartkornberechnung  vergl.  Fr.  Thaarup, 
„Versuch  einer  .Statistik  der  dänischen  Monarchie".     Kopenhagen  1795. 
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recht  gut.  wann  die  erste  Ausgabe  von  Kofll)ertus  erschienen  ist? 
Wie  kann  er  dann  aus  der  dänischen  Demokratie  von  1868  „heutige 
dänische  Demokratie  machen?"  Dabei  wollen  wir  noch  ganz  unbe- 
rücksichtigt lassen,  ob  jene  Notiz  für  das  Jahr  186S  zutrifft.  Wie 
lautet  aber  nun  der  betreuende  Passus  im  Rodbertus?  Wir  geben 
ihn  wörtlich  wieder:  „Dieselbe  Erklärung  ist  mir  von  einem 
Manne,  der  mit  an  der  Spitze  der  Geldinstitute  Dänemarks  steht, 
inbezug  auf  die  Kreditverhältnisse  dieses  Landes  gegeben  wordeji. 
Nach  ihm  beträgt  die  dortige  Steigerung  des  Hypothekenzinsfusses 
nur  ein  halb  Prozent.  Als  Grund  gab  auch  er  die  tideiicom- 
missarische  Qualität  des  bedeutendsten  Teiles  des  dänischen  Grund- 
besitzes an,  gegen  welche  die  dänische  Demokratie  nie- 
mals eine  Abneigung  gezeigt  habe."  —  Vorausgesetzt  nun, 
dass  diese  Bemerkung  erstens  seitens  jenes  Bankdirektors  gefallen 
ist,  und  dass  sie  zweitens  zutreffend  ist,  dass  also  im  Jahre  1868 
die  dänische  Demokratie  wirklich  so  gedacht  haben  soll,  so  besagt 
dies  für  die  heutigen  Verhältnisse  nicht  das  Geringste.  Denn  im 
Jahre  1868  war  Dänemark  noch  ein  Getreide  exportierendes  Land; 
erst  im  Jahre  1883  wurde  es  zu  einem  Getreide  importierenden 
Land.  Der  Standpunkt  eines  Getreide  exportierenden  Landes  muss 
aber  uatürlich  der  entgegengesetzte  sein  zu  dem  eines  Getreide 
importierenden  Landes.  Denn  Weizen  -  Produktion  und  Weizen- 
Export  bildet  das  A  und  0  der  lideikommissarischen  (irutswirtschaft. 
Davon  dass  es  im  Jahre  1868  eine  ,, dänische  Demokratie"  im 
heutigen  Sinne  noch  gar  nicht  gab,  haben  wir  dabei  ganz  ab- 
gesehen. 

Was  das  Verhältnis  der  anderen  Länder-')  zur  Fideikommiss- 
frage  betrifft,  so  wurden  in  Frankreich  die  Fideikommisse  durch 
die  Pievolution  des  Jahres  1789  aufgehoben  und.  nachdem  unter 
Napoleon  neue  errichtet  waren,  wurden  sie  durch  die  Julirevolution 
definitiv  beseitigt.  In  Italien  wurden  sie  ebenfalls  durch  die 
neue  Lage  der  Dinge  beseitigt,  desgleichen  in  Portugal,  während 
sie  in  Spanien  wohl  noch  jetzt  zugelassen  sind.  Li  England 
dürfen  Fideikommisse  (..Entails"')  nur  auf  21  Jahre  errichtet  werden. 
Nach  Röscher  ist  aber  in  England  jetzt  (1903)  über  die  Hälfte  allen 
Bodens,  ja  wahrscheinlich  über  2/.,  tideikommissarisch  gebunden,  in 
Schottland  ziemlich  die  Hälfte.  Li  Irland  war  vor  1849  ^'r  des 
Bodens  Entail.  Im  New  York-Staate  sind  die  Entails  seit  1782 
aufgehoben.  In  Osterreich  gab  es  im  Jahre  1882  292  Fidei- 
kommisse an  Grund  und  I*)oden  mit  880  Gütern  und  4,1  "/„  des  Ge- 


■^')  Vergl. :  Lewis,  „Das  Kecht  des  Fainilienüdeikuinmisses".    Berlin  1868. 
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samtareals.  In  Preusscn  sollen  durch  das  Eflikt  vom  9.  Okt. 
1807  alle  Familieniideikommisse  durch  einen  Familienschluss  beliebig 
abgeändert  oder  ganz  aufgehoben  werden  können,  und  im  Jahre 
1848  wurden  sie  verboten,  1851  aber  wieder  zugelassen  (siehe  später). 
Das  betr.  Gesetz  datiert  vom  15.  Febr.  1840.  In  B  ay  e  r  n  gilt  das  Gresetz 
von  1818,  in  Sachsen,  wo  sie  ,, Familienanwartschaften"  heisseu, 
das  Gesetz  vom  7.  Juli  1900,  in  Baden  Satz  517  des  Landrechtes, 
in  Hessen  das  Gesetz  vom  13.  Sept.  1858,  in  Mecklenburg- 
Schwerin  die  Verordnung  zur  Ausführung  des  bürgerl.  Gesetz- 
buches vom  9.  April  1899,  in  Sachsen- Weimar  das  Gesetz  vom 
22.  April  1833,  in  Braun  schweig  das  Gesetz  vom  20.  Mai  1858. 
In  Württemberg  war  durch  das  Gesetz  vom  4.  Juli  1809  jede 
Errichtung  neuer  Bauernlehen  verboten,  und  im  Jahre  18 J 2  wurden 
alle  älteren  Familienfideikommisse  aufgehoben.  In  Sachsen- 
Coburg-Gotha  wurde  das  Domänenteilungsgesetz  bisher  noch 
nicht  sanktioniert.  Bayern  ist  die  Güterzertrümmerung  immer 
sehr  sympatisch  gewesen ;  noch  im  Jahre  1805  „sollte  die  Güterzer- 
trümmerung nach  den  bestehenden  Normen  auf  jede  m.ög]iche  Art 
gefördert  werden".  In  Oldenburg  (laut  Gesetz  vom  28.  März 
1852)  und  Elsass -Lothringen  endlich  sind  Fideikommisse  ver- 
boten. 

Wie  verhält  es  sich  nun  heute  mit  der  Fideikommissfrago  in 
Deutschland  ? 

Es  ist  für  unseren  Standpunkt  wertvoll,  dass  selbst  Freiherr 
von  der  Goltz  in  seinem  Werke  ,,Agrarwesen  und  Agrarpolitik"  nur 
sehr  bedingt  auf  Seiten  der  Fideikommisse  steht.  In  der  Schluss- 
bctrachtung  seines  Werkes  sagt  er: 

,,In  der  Gestattung  der  Errichtung  von  Fideikonimissen 
liegt  schon  ein  erbrechtliches  Zugeständnis  des  Staates  an  die  Stifter 
derselben  und  ihre  künftigen  Besitzer.  Dass  Fideikommisse  in  be- 
schränkter Zahl  und  Ausdehnung  unbedenklich,  sogar  nützlich  sind, 
wurde  früher  dargelegt  (s.  S.  118  ff.);  aber  ihre  Beschränkung  ist 
durchaus  notAvendig,  wenn  sie  nicht  Schaden  anrichten  sollen.  Dies 
darf  die  Agrarpolitik  nicht  ausser  Acht  lassen.  Der  S.  123  erwähnte 
preussische  Fideikommissgesetzentwurf  begünstigt  die  Gründung  von 
Fideikommissen  zu  sehr  und  trifft  keine  Vorkehrungen  gegen  eine 
dem  Gemeinwohl  schädliche  Ausdehnung  des  fideikommissarisch  ge- 
bundenen Grundbesitzes.  Manche  glauben,  es  sei  ein  Hauptzweck 
des  Entwurfes,  den  Fideikommissen  eine  möglichst  starke  Ver- 
breitung und  Ausdehnung  zu  verschaffen.  Diesen  Eindruck  habe  ich 
zwar  nicht  davon  gewonnen,  wohl  aber  den,  dass  er  nach  seiner  vor- 
liegenden Fassung  diese  Folge  vermutlich  nach  sich  ziehen  würde." 
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Die  jetzt  der  liberalen  Partei  aiigosclilosseneii  Natiuiialsozialcn 
haben  in  ihrem  Laudprogramni  folgende  bemerkenswerte  Forderungen 
erhoben,  die  sich  mit  den  hier  geltend  gemachten  Anschauungen  decken : 
„Aufhebung  der  Fideikommisse ;  Übernahme  des  Hypothekarkredits 
in  die  öffentliche  Hand:  Überführung  der  Waldwirtschaft  in  Staats- 
oder Gemeindebetrieb :  Beseitigung  sämtlicher  Vorrechte  des  grossen 
Grundbesitzes;  Erleichterung  des  ländlichen  Personalkredits  durch 
Förderung  von  Kreditgenossenschaften". 

„Aufhebung  der  Fideikommisse"  also  fordern  die  Nationalsozialen, 
eine  der  wenigen  Parteien,  die  ein  wirkliches  Landprogramm  haben. 
Der  preussische  Staat  dagegen  fordert :  Grösstmöglichsten  Schutz 
des  kapitalistischen ,  fideikommissarisch  gebundenen  Grossgrund- 
besitzes. 

Sehen  wir  nun  zu,  wie  ein  anderer,  nicht  auf  gemässigt  agra- 
rischem Standpunkt  stehender  Volkswirt  die  Familienfideikommisse 
beurteilt:  Der  seit  Herbst  1903  in  vorläufiger  Redaktioji  vorliegende 
,, Entwurf  eines  Gesetzes  über  Familienfideikommisse"  --)  gibt  ,,den 
ländlichen  Grundbesitzern  das  Monopol,  nicht  nur  ländlichen 
Boden,  sondern  Boden  jeder  Art  und  Kapitalien  in  sehr  be- 
deutendem Umfange  fideikomm'ssarisch  zu  binden.  Das  Fideikom- 
miss  soll  also  lediglich  agrarisches  Sonderrecht  1  an dsässiger  Kapi- 
talisten sein".  So  Max  Weber,  dessen  vortrefflichem  Aufsatz  (siehe 
unten)  wir  die  folgenden  Angaben  entnehmen. 

Das  preussische  Verbot  der  Fideikommissbüdung  ist  1851  aufge- 
hoben worden,  und  seitdem  sind  za  den  seitherigen  1520  preussischen 
Fideikommissen  599  neue  entstanden.  In  den  Jahren  1895 — 1900  ist 
die  Fideikommissfiäche  um  3,58  "/o  gestiegen,  nämlich  um  7500O  ha. 
Die  heute  (1904)  bestehenden  Fideikommisse  umfassten  1900  2177  000 
ha  oder  '/|,;  des  gesamten  Staatsgebietes,  also  eine  beispiellos 
grosse  Fläche.  In  6  Kreisen  war  über  40  ^/o  der  Fläche  gebunden. 
Der  rein  kapitalistische  Charakter  des  landwirtschaftlichen  Gross- 
betriebes ist  am  stärksten  in  den  Provinzen  Schlesien,  Sachsen  und 
in  der  Mark  Brandenburg  entwickelt.  Die  Tendenz  ist  allgemein 
reaktionär,  konsequent  reaktionär,  aber  nicht  im  Krebsschritt  sondern 
•m  Elefantenschritt. 

Allerdings  ist  zu  bedenken,  dass  von  der  Fideikommissfiäche 
46  "/„  Waldungen  sind  und  allerdings  ist  die  lange  Umschlags- 
periode der  Waldwirtschaft  der  Fideikommissbildung  günstig.  Aber 
diesen  Luxus  von  1  Million  Hektaren  Fideikommiss-Wald  kann  sich 


22)  Vergl. :  Max  Weljer,  „Agraistatistik  und  sozialpolitisclio  Hctraihtungen 
zur  Fideikommissfrage  in  Preussen". 
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Deutscliluiid  als  modernes  industriell  differenziertes  Agrarland,  um 
nicht  zu  sagen  Industrieland,  heute  nicht  mehr  gestatten. 

Bezüglich  jener  54  %  fideikommissarisch  gehundenen  Ackcr- 
baubodens  aber  ist  erstens  zu  bedenken,  dass  sie  die  bessere  Boden- 
lagc.  das  bessere  Kulturland  gegenüber  dem  der  Bauern  darstellen. 
Das  gilt  besonders  von  den  neueren  rein  kapitalistischen  Gründungen 
(gegenüber  den  aus  grossen  Lehengütern  hervorgegangenen  rein 
agrarischen  älteren  Gütern)  für  Avelche  das  Fideikommissgut  eine 
sichere  Kapitalsanlage,  ein  Rentengut  ohne  Unternehmerrisiko  dar- 
stellt 23). 

Gerade  diesen  Wirtschaften,  den  Fideikommissen  guten  Weizen- 
bodens, werden  natürlich  die  Getreidezölle  zu  gute  kommen,  die  also 
,, stilrichtig''  in  das  reaktionäre  Fahrwasser  der  Fideikommissbilduug 
hineinpassen. 

Da  Deutschland  ein  Land  mit  stark  steigender  Bevölkerung  ist. 
muss  ein  System,  das  möglichst  wenigen  Menschen  ein  möglichst 
gutes  Auskommen  (lucus  a  non  lucendo)  verschafft,  wie  das  der 
Fideikommissgüter  und  Getreidezölle,  als  hinterweltlich  bezeichnet 
werden. 

Sehr  richtig  bemerkt  nun  Weber  auf  S.  520  bezüglich  der 
schweren  Folgen  der  fortschreitenden  lideikommissarischen  Bindung 
der  Güter:  „Die  fideikommissarische  Bindung  grosser  Teile  des 
Bodens  schränkt  das  für  den  Ankauf  durch  fachmässig  tüchtig 
vorgebildete  Landwirte  verfügbare  Areal  ein,  steigert  also 
natürlich  (wenn  nicht  die  Zahl  derartiger  Kaufreflektanten 
und  damit  der  Zustrom  von  Intelligenz  und  Kapital  abnimmt) 
seinen  Preis  und  damit  die  Besitzverschuldung  des  nicht  ge- 
bundenen Pjodens.'"  Nicht  wundern  kann  man  sich  auch  darüber, 
dass  in  einigen  Fideikommisskreisen  die  Zahl  der  Kleinbauern 
zunimmt.  Denn  die  Gelegenheit  zum  Selbständigmachen  wird  ihnen 
ja  durch  die  Verringerung  des  Bodenangebotes  infolge  der  zu- 
nehmenden fideikomm issarischen  Bindung  des  Bodens  genommen. 
Je  mehr  und  je  grössere  Fideikommisse,  desto  weniger  selbst- 
ständige Bauern. 

Wir  können  nicht  an  dieser  Stelle  W^ebers  treffliche  Darlegung 
weiter  verfolgen  und  müssen  auf  diese  selbst  alle  die  verweisen, 
denen  an  einer  weiteren  Aufklärung  über  die  zur  Erörterung  ge- 
stellte Frage  gelegen  ist. 

Je  mehr  und  je  grössere  Fideikommisse,  desto  weniger  selbst- 
ständige Ijauern.    Das  folgt  auch  daraus,  dass  die  deutschen  Fidei- 

23)  Vergl.  hierüber  Max  Weber  (s.  o.  S.  Ö11/12). 
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koimuiisse  zum  grütssureii  Teil  (-'/j — ",\,  der  Fläclii')  FDisttidcikom- 
luisse  sind.  Denn  die  Bewaldung  schliesst  dichte  Bevölkerung  und 
Vermehrung  der  Bevölkerung  und  Schaffung  eines  selbständigen 
Bauernstandes  und  grundhesitzenden  Häusler-  und  Landarheiter- 
standes  aus.  Das  landwirtschaftliche  Fideikommiss  aber  ist,  wie 
Weber  es  formuliert  ,,(lcr  weitaus  schärfste  Feind  des  bäuerlichen 
Besitzes". 

Wie  verhält  sich  aber  nun  jener  Fideikommissgesetz-Entwurf 
zu  der  Rentengutsgesetzgebung  des  27.  Juni  1891?  Letztere  gestattet, 
dass  grössere  »Stücke  aus  einem  Fideikommiss  abgetrennt  und  ver- 
äussert werden  dürfen.  Dom  ist  von  unserem  Stand})unkt  aus  nur 
beizustimmen.  Der  Fideikommissgesetz-Entwurf  will  diese  Be- 
stimmung beiseitigen  und  nur  die  Veräusserung  von  kleineren  Teilen 
des  Fideikommissgutes  zur  Errichtung  von  bäuerlichen  Stellen 
kleinen  und  mittleren  Umfanges  und  zur  Ansiedelung  von  Arbeitern 
zulassen.  So  trefflich  es  nun  auch  wäre,  .wenn  auf  diese  Weise  die 
Landarbeitcransiedelung  mehr  als  bisher  erleichtert  würde  —  in 
diesem  Falle  wohl  mehr  aus  dem  Bewusstsein,  dass  etwas  ge- 
schehen muss,  um  der  Landarbeiterflucht  Einhalt  zu  tun.  —  so  sieht 
man.  dass  es  dem  Entwurf  darauf  ankommt,  dass  das  Fideikommiss- 
gut  als  solches  unteilbar  und  gleichsam  „unverkleinerbar"  erhalten 
bleibe. 

Prof.  Weber  erkennt  sich  übrigens  zu  der  ,, sozialpolitischen 
Verwerflichkeit  des  Grundeigentums  bei  Landarbeitern  in 
Gegenden  mit  starkem  Grossbesitz  und  wenig  Bauern",  weil  in  diesem 
Falle  die  grundbesitzenden,  schollenfesten  Landarbeiter,  die  doch 
vom  Ertrag  ihres  Landeigentums  allein  nicht  leben  können ,  auf 
Gnade  und  Ungnade  den  Gutsherren  ausgeliefert  seien.  Deshalb 
habe  selbst  der  Landwirtschaftsminister  von  Heyden  seiner  Zeit  vor 
den  Gefahren  eines  grundbesitzenden  Proletariats  gewarnt.  Er 
empfiehlt  vielmehr  Parzellenpacht,  die  allein  die  Bodenständigkeit 
und  Freiheit  des  Arbeiters  vereinigen  könne.  Wir  selbst,  die  wir 
auf  dänischgenossenschaftlichem  Boden  stehen,  können  hierin 
Prof.  Weber  nicht  folgen.  Man  mus-^  bedenken,  dass  die  Ansiedelung 
des  Landarbeiters  den  Zweck  haben  soll,  demselben  das  Aufsteigen 
in  die  nächsthöhere  Klasse  des  Häuslers  zu  ermöglichen.  Vor  allem 
aber  muss  bestritten  werden,  dass  es  dem  Landarbeiter,  wenn  er 
erst  einmal  eine  Heimstätte  hat,  unmöglich  sein  soll,  vom  Ertrag 
dieser  Heimstätte,  wenigstens  beinahe  ausschliesslich  zu  leben.  Hier 
kommt  eben  alles  darauf  an,  dass  er  seinem  dänischen  Kollegen 
folgt,  alle  Vorteile  des  Kleinstbetriebes  und  alle  Vorteile  der  Familien- 
bewirtschaftung    ausnützt    und    sich    genossenschaftlich    assoziert. 
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Diiiiii  lallt  die  Ausbeutung  durcli  die  Gutsliorren  von  selbst  lort  und 
dann  hat  er  die  Bestimmung  des  Tagelohues  in  der  Hand. 

Weber  formuliert  nun  seine  Forderungen  für  ein  künftiges 
Fideikommissrecht.  Er  will  die  Fideikommisse  am  liebsten  auf 
Forstiideikommisse  beschränkt  sehen,  im  übrigen  auf  Kreise  mit 
landwirtschaftlicher  Bevölkerung  und  einer  Ausdehnung  über 
höchstens  zwei  benachbarte  Kreise.  Vor  allem  erwähnenswert  ist, 
dass  er  Beseitigung  der  Beschränkung  der  zulässigen  Abver- 
äusserungen  auf  kleine  und  mittlere  Stellen,  dagegen  Beschränkung 
auf  selbständige  bäuerliche  Stellen  fordert. 

Welches  sind  nun  die  Beweggründe  der  Staatsregierung  zu  dem 
neuen  Entwurf  gewesen?  Im  Entwurf  heisst  es,  es  komme  darauf 
an,  „Familien  zu  erhalten,  die  dem  Staat  eine  Gewähr  dafür  bieten, 
dass  sich  jederzeit  Kräfte  finden,  die  geeignet  und  bereit  sind,  die 
immer  steigenden  Anforderungen  freiwilliger  Beschäftigung  auf  poli- 
tischem und  sozialem  Gebiet  in  staatserhaltendem  Sinne  zu  erfüllen". 
Eine  nette  Phrase,  das!  Die  Widerlegung  derselben  kann  ich  mir 
ersparen,  da  sie  von  M.  Weber  in  obigem  Aufsatz  S.  562  ft".  in 
schlagender  Weise  gemacht  ist.  Weber  kennzeichnet  den  Entwurf 
als  einen  Versuch  der  Sicherung  agrarischer  und  konservativer 
Parteiherrschaft.  Und  wenn  Sering  mit  Unverfrorenheit,  Naivität 
oder  Selbstverblendung  triumphiert,  dass  durch  den  gebundenen 
Besitz  für  alle  Zeiten  eine  Heimat  für  die  Betreffenden  gefunden 
sei,  so  fragt  Weber,  wie  es  dann  mit  der  Heimat  der  Pächter  und 
Land-Proletarier  stehe,  die  auf  den  Fideikommissgütern  hausen,  und 
betont,  dass  die  Stärke  des  Heimatgefühles  vom  Boden be  sitz  und 
selbstständigen  Landwirtschaftsbetrieb  abhängig  sei.  Er  erinnert 
daran,  dass  laut  seiner  Bearbeitung  der  Enquete  des  Ev.-Soz.  Kon- 
gresses die  Bevölkerung  durchschnittlich  desto  ortsfremder  ist,  je 
grösser  der  Betrieb,  und  dass  der  landwirtschaftliche  Kapitalismus 
inbezug  auf  Bevölkerungsmobilisierung  (also  z.  B.  auch  Land- 
arbeiterflucht. Auswanderung  etc.)  allen  anderen  voranstehe.  Er 
sagt  treffend,  dass  jede  Institution,  welche  durch  künstliche  Stützung 
des  Grossbesitzes  und  -Betriebes  die  Anteilnahme  am  Boden  er- 
schwert, dem  Heimatsgefühl  der  Landbevölkerung  die  Wurzeln 
abgräbt. 

Man  kann  geradezu  sagen:  Errichtet  Fideikommisse  und  der 
Kleinbauer  und  Tagelöhner  wird  revolutionieren  oder  landflüchtig 
werden,  selbst  wenn  er  gut  zu  essen  hat.  Gebt  ihm  dagegen  Land 
und  Boden  zu  eigen,  den  er  selbst  bewirtschaften  kann,  und  er  wkd 
am  Orte  bleiben,  selbst  wenn  er  hungern  muss.  Heimatsgefühle 
züchtet   die   genugsam    gekennzeichnete    dänische    Methode   —    die 
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deutsche  untergräbt  sie.  Aber  nur  auf  wenige  Jahrzehnte  wird  sich 
die  Bevölkerung  in  diese  mittelalterlichen  Gassen  führen  lassen 
—  dann  wird  sie  sich  selbst  befreien.  Das  reaktionäre,  nach  fürst- 
lichem Absolutismus  schmeckende  prcussische  Kegieruugssystom 
erzwingt  förmlich  Kevolutioneii,  während  das  dänische  den  Weg  der 
Reform  gewählt  hat. 

Alles,  was  der  Entwurf  und  sein  Interpret  Sering  zu  Gunsten 
der  Fideikommisse  geltend  machen,  dass  der  Staat  treue  und  un- 
abhängige freiwillig  arbeitende  Kräfte  erhalte,  die  er  so  notwendig 
brauche,  ist  falsch.  Denn  die  Fideikommissbesitzer  persönlich 
kommen  nicht  in  Betracht.  Die  Verwandten  derselben  aber^^), 
auf  die  es  hier  ankommen  würde,  sind  gerade  infolge  der  fideikommis- 
sarischen  Institution  vom  Staate  abhängig,  und  es  wäre  traurig, 
wenn  der  Staat  von  ihnen  abhängig  wäre.  Man  weise  doch  einmal 
statistisch  nach,  wie  viele  wirklich  verdiente  Staatsbeamte  und 
Offiziere  aus  fideikommissarischen  Gütern  hervorgegangen  siudi 
Weber  meint  hierzu  sogar,  dass  „eine  weitere  Steigerung  der  privi- 
legierten Talentlosigkeit  in  der  Preussischen  Verwaltung  heute  wahr- 
lich niemand  mehr  für  ein  Bedürfnis  ansehe". 

Es  mag  sein,  dass  der  Ertwurf  Entwurf  bleibt.  Dann  werden 
die  vorliegenden  Ausführungen  dennoch  auch  für  die  Zukunft  nicht 
überflüssig  sein.  Denn  dieser  Entwurf  ist  eines  der  Zeichen  der 
Zeit,  in  der  wir  leben.  Feudal  ist  Trumph.  Nach  unten  schneidig, 
nach  oben  geschmeidig.  Bureaukratisch  engherzig  und  agrarkapi- 
talistisch  hochmütig.  Der  Entwurf  meint,  für  ein  gesetzgeberisches 
Vorgehen  könnten  nicht  philosophische  Erwägungen  massgebend  sein. 
Will  man  philosophische  Erwägungen  anstellen,  so  muss  man  sagen, 
dass  der  preussische  Regierungsweg,  der  sich  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  mit  dem  deutschen  identifiziert,  ethisch  im  hohen  Grade  ver- 
werflich ist,  dass  er,  wem  es  Vergnügen  bereitet,  es  zu  hören, 
nebenbei  bemerkt,  auch  in  ebenso  hohem  Grade  unchristlich  ist. 
Wir  nähern  uns  geradezu  wieder  den  Zeiten  der  Leibeigenschaft. 
Alles  Äusserliche  und  Formelle,  alles  Traditionelle  und  Konventio- 
nelle wird  augebetet.  Der  Fortschritt  scheint  ordinär,  Bildung  iden- 
tifiziert sich  beinahe  mit  „Manieren".  Wer  gute  Manieren  hat,  ist 
satisfaktionsfähig.  Ganz  ähnlich  wie  in  Russland,  wo  es  als  unfein 
gilt,  Lerntrieb  und  Bildungstrieb  zu  zeigen  und  die  Vornehmheit 
sich  mit  Faulheit  nicht  geradezu  deckt,  aber  dieselbe  jedenfalls  voraus- 
setzt und  in  sich  schliesst.  Ein  Amerikaner  würde  fragen,  wie  es 
solche   Menschen    fertig    bringen,    zu    avancieren   und    Karriere   zu 


^)  „Ubi  primogeiiitura,  ibi  apanagium". 
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maclien?  Denn  die  Amerikaner  wissen  nicht,  was  in  Deutschland 
das  Reserveoftizierspatent  und  der  Korpsstudentenschmiss  bedeutet. 
Wir  möchten  noch  einmal  philosophieren:  Ist  das  das  Land  der 
Denker,  das  Land  der  Philosophen,  das  Land  wissenschaftlicher 
Geistesarbeit,  das  Land  der  Wissenschaft,  in  dem  hohe  Stellen, 
jemehr  Verantwortlichkeit  sie  erheischen,  desto  mehr  ausschliesslich 
mit  jenen  alten  Herren  der  Korps  besetzt  werden  ?  Was  wollte  nur 
der  alte  Descartes  mit  seinem  philosophischen  (irundsatz  ,,cogito, 
ergo   sum!"     Heute  heisst   es  in  Deutschland:    „milito,  ergo  sum". 

Aber  auch  mit  etwas  Logik  möchten  wir  dem  Entwurf  gegen- 
übertreten. Der  Entwurf  will  Heimatliebe  züchten.  Wer  Heimat- 
liebe züchten  will,  muss  die  heimischen  Arbeitskräfte  beschäftigen. 
Die  Fideikommissbesitzer  müssen  folglich  heimische  Arbeitskräfte 
beschäftigen.  Was  tun  sie  aber?  Sie  beschäftigen  hunderttausend 
ausländische  Arbeitskräfte,  sie  sind  von  ihnen  abhängig  und  auch 
deshalb  kokettiert  die  Regierung,  die  die  Fideikommisse  schützt, 
mit  der  betreffenden  ausländischen  Regierung,  vergl.  z.  B,  das  Ver- 
halten der  deutschen  Regierung  zur  russischen  Polizei.  Das  nennt 
sich  dann  nationale  Politik! 

Aber  Deutschland  ist  eine  Monarchie  —  ich  sage  nicht,  eine 
absolutistische.  Der  Herrscher  braucht  willfährige  Hofleutc  und 
Günstlinge.     Auch  ein  Grund  für  Fideikommissschutz. 

Und  nun  noch  etwas  Philosophie.  Das  Leben  bietet  dem 
Menschen,  je  älter  er  wird,  desto  mehr  Enttäuschungen. 
Die  Epikuräer  suchten  daher  ihr  Heil  im  Genuss,  die  Stoiker  im 
Entsagen,  ein  moderner  englischer  Philosoph  in  der  Arbeit.  Ar- 
beiten, nicht  verzweifeln,  sagte  Carlyle,  und  Millionen  sagteji  es  ihm 
nach.  Der  Deutsche  aber,  wie  ihn  sich  der  Staat  denkt,  und  wie 
er  ihn  beschützt,  sucht  sein  Heil  in  der  Rente.  Rentenschutz  in 
Deutschland  versus  Landarbeiterheimschutz  in  Dänemark  hätten  wir 
unsere  Schrift  auch  nennen  können.  Und  Rentenschutz  ist  der 
Schlüssel  zum  Fideikommissgesetzentwurf. 

Deutschland  also  sagt  mit  Russland:  „Arbeit?"  Fi  donc!  Und 
nun  gar  ,, Landarbeiter?"    Je  m'en  fiche. 

Das  ist  ,, Germania.''  im  Anfang  des  20.  Jahrhunderts  .... 


„Ansiedelung  von  gTundbesitzendcu 
Arbeitern  nnd  Bekämpfung  dosWandcr- 
arbeitertums  sind  die  wichtigsten  agrar- 
politischenMassregelu  zur  Überführung 
gesunder  sozialer  Verhältnisse  auf  dem 
Lande*' 

sagt  von  der  Goltz  in  seinem  Buch  „Agrarwesen  und  Agrarpolitik" 
(Auflage  vom  Jahre  I904j.  Wie  lange  hat  es  gedauert,  his  solche 
Anschauungen  von  agrari)olitischen  Schriftstellern  in  Deutschland 
vertreten  wurden,  und  wie  lange  wird  es  dauern,  bis  der  deutsche 
Staat  sich  solche  Anschauungen  zu  eigen  machen  wird. 

Es  war  in  der  denkwürdigen  Sitzung  der  französchen  National- 
versammlung vom  4.  August  178i:'.  dass  einstimmig  die  Frohnspflicht 
und  persönliche  Dienstbarkeit,  die  Bauernrechte  aufgehoben  wurden 
und  der  Bauer  zum  freien,  allen  anderen  Ständen  gleichberechtigten 
Manne  erhoben  wurde. 

In  Deutschland  wurde  d"e  Leibeigenschaft  durch  das  Edikt 
vom  9.  Oktober  1807  aufgehoben,  und  nach  der  Revolution  des 
Jahres  1848  wurde  die  Befreiung  der  Bauern  in  Deutschland  durch- 
geführt. 

In  Dänemark  schaffte  Friedrich  VI.  als  Frinzregent  schon  im 
Jahre  1784  auf  seinen  Gütern  den  Frohndienst  ab  und  durch  Ver- 
ordnung vom  20.  Juni  1788  wurde  das  •Schollband,  die  Leibeigen- 
schaft unter  einem  anderen  Namen ,  abgeschafft.  Aber  ein  Jahr- 
hundert dauerte  es  noch,  bis  auch  im  Lande  der  Volksaufklärung, 
wie  man  Dänemark  nennen  darf,  dem  Landproletariat  der  Zugang 
zu  den  höheren  Stufen  eröffnet  wurde.  Seitdem  ist  man  nicht  nur 
in  Dänemark,  sondern  allgemein  in  den  skandinavischen  Ländern 
bestrebt,  dem  Kleinstbauer  aufzuhelfen  und  statt  Landarbeiter- 
sölduer  eine  möglichst  grosse  Zahl  selbständiger  Landarbeiter  heran- 
zubilden, welche,  indem  sie  über  ein  wenn  auch  noch  so  kleines 
Stück  Land  verfügen,  selbst  Kleinbauern  sind.  Und  sicherlich  wird 
hierdurch  das  Fundament  des  Staates  in  sozialer,  wirtschaftlicher, 
ethischer  und  rein  politischer  Beziehung  ein  viel  festeres.  Und 
diesem  Bestreben  kommt  das  Genossenschaftswesen  insofern  ent- 
gegen, als  es  gerade  dem  kleinen  Mann  aufhilft  und  z.  B.  auf  dem 
(Sebiete  des  Meiereiwesens  dem  Besitzer  auch  nur  einer  Kuh  es  er- 
mr>gliclit.     durch    Aiischliiss     an     die    Genosseuschaftsmeicrei    die 
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Garantie  höchsten  Absatzes  der  Milch  dieser  einen  Kuh  zu  haben. 
Deshalb  gibt  es  heute  in  keinem  Lande  verhältnismässig  so  viele 
selbständige  Kleinbauern,  als  in  Dänemark,  und  Dänemark  ist 
heute  das  relativ  reichste  Land  nächst  England. 

Der  Staat  ruht  auf  der  Familie.  "Weise  Gesetzgeber,  denen  am 
Wohl  des  Staates  gelegen  ist,  versuchen  die  Familie  zu  schützen. 
Der  landwirtschaftliche  kapitalistische  Grossbetrieb  gefährdet  da- 
gegen die  Familie  und  züchtet  heimatflüchtige  Tagelöhner.  Der  land- 
Avirtschaftliche  Kleinbetrieb  aber  züchtet  geradezu  Familien,  denn 
er  kann  nur  mit  Hilfe  der  Familienorganisation  bestehen.  (Alle 
Glieder  der  Familie  müssen  mitarbeiten,  wenn  ein  Nutzen  heraus- 
kommen soll).  Derjenige  Staat,  der  daher  den  landwirtschaftlichen 
Kleinbetlieb  schützt,  wie  Dänemark,  fördert  das  Heil  des  Staates. 
Der  Staat  aber,  der  wie  der  deutsche,  den  landwirtschaftlichen  Gross- 
betrieb züchtet  25),  gefährdet  sich  selbst. 

Auch  rein  wirtschaftlichökonomisch  ist  für  Deutschland  der 
Kleinbetrieb  gegenüber  dem  Grossbetrieb  vorzuziehen.  Deim  die 
Getreidepreise,  von  denen  der  Grossbetrieb  abhängig  ist,  sind  ge- 
fallen, während  der  Vieh-  und  Viehproduktenpreis,  von  denen  der 
Kleinbetrieb  abhängig  ist,  gestiegen  sind  2«).  Nun  ist  es  gerade  der 
Zweck  der  Zollpolitik  gewesen,  diese  Getreidepreise  in  die  Höhe  zu 
schrauben.  Die  Fideikommissbesitzer  haben  davon  ohne  Zw'eifel 
grossen  Vorteil.  Wie  steht  es  aber  dabei  mit  dem  Staat?  Dem 
Staat  muss  daran  gelegen  sein,  dass  möglichst  viele  Menschen  ein 
möglichst  gutes  Auskommen  haben  2"),  dass  möglichst  viele  Familien 
gegründet  werden,  dass  die  Familien  ein  möglichst  sicheres  Ein- 
kommen haben,  und  dass  der  Familienbestand  gesichert  sei.  Der 
Familienbestand  ist  aber  von  dem  Besitze  der  eigenen  Scholle 
und  des  eigenen  Heimes  zu  eniem  guten  Teile  abhängig.  Eigenes 
Heim  und  eigene  Scholle  gewährt  der  landwirtschaftliche  Klein- 
betrieb.    Er   züchtet,   wie  schon  früher  bemerkt,  geradezu  Familien. 


25)  Von  1100  bestehenden  Fideikommissgütern  haben  in  den  Jahren  18i)rj 
bis  1900  fast  200  eine  Erweiterung  erfahren,  im  Jahre  1900  allein  46.  Treffend 
nennt  Weber  jedes  bestehende  Fideikominiss  ein  Zentrum  der  Bodenakku- 
mulation. Ein  Drittel  der  939  Fideikommissbesitzer  entfiel  1897  nach  derselben 
(Quelle  auf  die  regierenden  Häuser,  Standesherren  und  Grafen,  etwas  über  &/» 
sind  „sonstiger  Adel". 

28)  Näheres  darüber  in  des  Verfassers  Schriften:  „Die  Selbsthilfe  der  Land- 
wirtschaft" (Buchverlag  der  Hilfe)  und  „Die  Industriealisierung  der  Landwirt- 
schaft" (Verlag  von  Ernst  Hofmann  &  Cie.,  Berlin). 

27)  „Das  letzte  Ziel  der  menschlichen  Entwickelung  ist  eine  möglichst 
grosse  Anziihl  selbständiger  Existenzen"  (Werner  von  Siemens). 
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Er  sichert  daher  den  Bestand  und  die  Vermehrung  der  Bevölkerung 
am  besten  und  fördert  sie  auch  ethisch. 

Die  Familie  ist  es  auch,  auf  deren  Banden  in  erster  Linie  das 
moderne  Gemeinsamkeitsprinzip ,  das  im  Genossenschaftswesen  -^) 
verwirklicht  ist,  beruht. 

Auch  Hollmann  (,,I)ie  Entwickolung  der  dänischen  Landwirt- 
schaft") sagt  (S.  36):  „Der  landwirtschaftliche  Kleinbetrieb  hat  die 
Möglichkeit  einer  intensiveren  Wirtschaft  auf  Grund  seiner  um  die 
Organisation  der  Familie  sich  anschliessenden  Arbeitsgliederung" 
und  (S.  55):  „An  die  Stelle  der  freien  Elemente  des  Grossbetriebes 
tritt  eine  stärkere  Betätigung  der  Familienmitglieder;  aus  dem  Grunde 
rückt  der  auf  der  Mitarbeit  der  Familie  beruhende  Betrieb  in  der 
Landwirtschaft  vor.  der  zunächst  die  ökonomisch  schwächsten  Be- 
triobsgruppen  sprengt." 

Nichts  ist  besser  im  Stande  die  Landarbeiterfiucht^")  zu  vermindern, 
als  der  auf  der  Familienorganisation  aufgebaute  landwiitschaftliche 
Kleinbetrieb.  Kleinbetrieb,  Familie.  Heimstätte,  Sesshaftigkeit,  gehören 
zusammen,  und  dazu  kommt  intensive  Landwirtschaft  mit  Vieh- 
haltung und  gesteigerte  Ertragsfähigkeit  des  Bodens. 

Woher  aber  kommt  es,  so  fragt  Hollmann  (a.  o.  W.)  mit  Becht, 
dass  selbst  in  Dänemark  die  landwirtschaftliche  Be- 
völkerung zwischen  1880 — 1900  um  48000  Personen  oder  4,8  *>/, 
abgenommen  hat 3")? 

Die  Gründe  hierfür  sind  vielfacher  Art.  Einmal  hatte  die 
steigende  Wohlliabenlieit  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung 
in  Dänemark  zur  Folge,  dass  viele  i'amilienmitglieder  zum  Zwecke 
der  Erziehung,  Bildung,  eines  grösseren  Wohllebens  usw.  in  den 
grösseren  Städten  oder  gar  im  Auslande  sich  niederliessen.  Zweitens 
und  vor  allem  ist  zu  bedenken,  dass  infolge  der  Zentralisierung 
des  Betriebes  und  Absatzes  und  der  steigenden  Verwendung  von 
Maschinen  weniger  Menschen  gebraucht  wurden.  Sagt  doch  Holl- 
mann selbst:  „Durch  diese  genossenschaftliche  Kooperation  ist  ehie 
Arbeitsteilung  in  der  Landwii'tschaft  eingetreten ;  die  Veredelung  ein- 
zelner Produkte,  die  früher  der  landwirtschaftliche  Betrieb  eigen- 
händig besorgte,  ist  ihm  abgenommen ;  dadurch  sind  Arbeitsmcjigen 


28)  Bereits  im  Jahre  18()4  hat  der  dänische  Staat  eine  Konkurrenz  für 
eine  Arbeit  „Arbeitervereine  mit  gegenseitiger  Hilfe"  ausgeschrieben.  Den 
ersten  Preis  erhielt  der  herrliche  Dr.  F.  F.  Uhik  (siehe  unten). 

2'*)  Die  Mehrabwanderung  in  Preussen  hat  von  1895  liis  1900  in  41()  liuull. 
Kreisen  von  489  d.  h.  8ö  o/j  nicht  weniger  als  über  eine  Million  Menschen  be- 
tragen (vergl.  Dr.  ßrösicke  in  Heft  188  der  amtlichen  preussischen  Stiitistik). 

30)  Die  Gesamtbevölkerung  hat  beträchtlich  zugenommen. 
Pudor,  Dr.  H. :  Fideikommiss-Schutz  in  Deutschland  usw.  '.i 
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frei  geworden,  welche  sich  nunmehr  einer  verstärkten  Urproduktion 
zuwenden  konnten.  Gleichzeitig  hat  aber  diese  Arbeitsteilung  den 
Efiekt  gehabt,  dass  „Surplusproiit"  entstehen  konnte,  weil  die  Vcr- 
edelungsarbeit  der  landwirtschaftlichen  Produkte  in  fabrikmässigem 
Betrieb  konzentriert  und  auf  diese  Weise  durch  kooperative  Ar- 
beitsteilung und  Maschinenarbeit  in  Wirklichkeit  Men Schon- 
arbeit erspart  worden  ist."  Eben  infolge  dieses  Umstandes 
sind  ja  auch  die  Betriebsunkosten  in  der  dänischen  Landwirtschaft, 
besonders  der  Meiereiwirtschaft,  weit  niedriger,  als  in  Deutschland. 
Was  si)eziell  die  Genossenschaftsschlächtereien  betrifft,  so  gesteht 
Hollmann  auch  hier  zu  ,,dass  dieselben  bei  einem  so  gestalteten 
Betriebe  nur  eine  äusserst  geringe  Zahl  menschlicher  Arbeitskräfte 
benötigen"  ^').  Dazu  kommt,  dass  der  Betrieb  der  dänischen  Land- 
wirtschaft (Vieh  und  Viehproduktenverwertung)  derart  ist,  dass  die 
Arbeit  von  den  Familienmitgliedern  verrichtet  werden  muss  und 
fremde  Arbeitskräfte  unnötig  werden.  Hieraus  folgte  ein  Abzug  der 
nicht  a,nsässigen  Landarbeiter  in  die  Industriestädte.  Was  von 
Landarbeitern  übrig  blieb,  rückte  zum  grössten  Teil  in  die  Klasse 
der  grundbesitzenden  Landarbeiter  und  Häusler. 

Endlich  ist  zu  bedenken,  dass  Dänemark  eine  eigentliche  In- 
dustrie nicht  hat  und  dass  das,  was  sie  an  Industrie,  Handel. 
Transportwesen  usw.  besitzt,  zum  grossen  Teil  in  engster  Beziehung 
zur  landwirtschaftlichen  Produktion  steht.  Die  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten vorsichgegangene  Betriebsänderung  hat  es  nun  gerade  mit 
sich  gebracht,  dass  ein  grosser  Teil  der  Bevölkerung  der  direkten 
landwirtschaftlichen  Arbeit  entzogen  und  den  an  die  Landwirtschaft 
angegliederten  kaufmännischen,  Transport-,  industriell-landwirtschaft- 
lichen Berufen  einbezogen  wurde.  Daher  also  die  Abnahme  der  im 
engeren  Sinne  landwirtschaftlichen  Bevölkerung.  Und  damit  zu- 
gleich eine  Angliederung  der  Landwirtschaft  an  die  Industrie  und 
der  Industrie  an  die  Landwirtschaft:  Dänemark  ist  das  Land,  das 
am  ersten  den  Zwiespalt  zwischen  Landwirtschaft  und  Industrie 
aufheben   und   eine   Vereinigung   beider   in  der   Art   einer  von  der 


31)  Dieselbe  Ansicht  vertritt  Katz  (a.  o.  W.  S.  144) :  „Aber  dieser  misslichen 
Leuteuot  kann  vielfach  durch  rationellere  Betriebsweise  gesteuert  werden.  Es 
wird  noch  viel  zu  viel  Arbeitsverschwendung  seitens  der  Landwirte  getrieben, 
besonders  seitens  der  bäuerlichen.  Wir  haben  gesehen,  wieviel  an  unproduktiven 
Hand-  und  Gespannarbeitskosten  allein  durch  die  Feldbereinigung  ge- 
wonnen wird.  Für  ein  Bauerngut  von  ca.  15  ha  Grösse  werden  durch  die 
Feldbereinignng  oft  mehrere  hundert  Mark  an  Arbeitskosteu  erspart.  Feldbe- 
reinigung ist  häufig  allein  durch  Ersparnis  an  Arbeitskosten  imstande,  die 
Luhnsteigerungon   der    letzten  Jahrzehnte    zu    kompensieren,    ganz  abgesehen 
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Landwirtschaft  zur  Industrie  aufsteigenden  Stufeuleiter  herbei- 
führen kann. 

Vor  allem  kommt  es  ja  darauf  an,  wie  sich  die  Bevölkerung 
ernährt,  wieviel  sie  verdient,  wieviel  sie  ersparen  kann,  und  zwar 
vor  allem  die  am  schlechtesten  gestellte  Bevölkerung.  Da  muss  nun 
Hollmann  bezüglich  Dänemarks  zugeben.  ,,dass  der  Verdienst  eines 
Landarbeiters  in  weit  stärkcrem  Grade  gestiegen  ist,  als  der  Auf- 
wand für  die  hauptsächlichsten  Lebensmittel  und  beweisen  somit 
zweifellos  eine  recht  bedeutende  Hebung  des  Wohlstandes  der 
untersten  sozialen  Schicht  des  Landes". 

Noch  wichtiger  abeV  ist  ein  anderes  Ergebnis  einer  Ilollmann- 
schen  Erörterung.  Wenn  nämlich  der  vorher  angeführte  Satz  zeigt, 
dass  es  dem  Landarbeiter  in  Dänemark  jetzt  besser  geht,  als 
früher,  so  kommt  er  an  einer  anderen  Stelle  (S.  134)  bezüglich  der 
Arbeitsgeber  zu  demselben  Schluss,  „dass  der  Arbeitgeber,  der  es 
verstanden  hat,  sein  Getreide  in  Butter  (oder  andere  tierische  Pro- 
dukte) zu  verwandeln,  bei  weitem  nicht  so  unter  der  Lohnsteigerung 
zu  leiden  hat  als  der  Landwirt,  der  Getreideverkäufer  geblieben  ist. 
Während  nämlich  für  den  letzteren  die  reale  Leistung  an  Arbeits- 
löhnen gegen  1845  um  150'%  gestiegen  ist,  stieg  sie  beim  ersten 
nur  um  33  "o. 

Am  wichstigsten  ist  aber  nun,  dass  auch  in  Deutschland  die 
Tendenz  der  nicht  staatlich-künstlich  unterstützten  Landwirtschaft 
auf  intensiven  Kleinbetrieb  mit  Viehhaltung  hinzielt.  Von  Fidei- 
kommissen  und  Grossgütern  mit  grosser  Weizenproduktion,  die  vom 
Getreidezoll  abhängig  sind,  darf  man  das  natürlich  nicht  erwarten. 
Von  diesen  abgesehen  ist  kein  Zweitel,  dass  die  P^rhaltung  der 
deutschen  Landwirtschaft  von  dem  Masse  abhängig  ist,  mit  dem  sie 
zu  intensivem,  industriealisierendem  Kleinbetrieb  mit  Familienbe- 
wirtschaftung, genossenschaftlichem  Zusammenschluss  und  Vieh- 
haltung einschliesslich  einer  bestmöglichsten  Verwertung  der  Vieh- 
produkte übergeht.  Hollmann  (a.  o.  W\)  und  der  deutsche  Staat 
behaupten  mit  Unrecht,  dass  sich  die  Anwendung  der  dänischen 
Betriebsweise  auf  Deutschland  deshalb  nicht  eigne,  weil  hier  die  Be- 


von  den  wirklichen  Vorteilen,  die  sie  bietet.   Auch  sonst  kann  durch  technische 
Verbesserungen  viel  geschehen  zur  Milderung  des  Arbeitennangels. 

Mit  dieser  Frage  hat  sich  im  Jahre  1901  die  deutsche  Landwirtschafts- 
gesellschaft beschäftigt,  und  es  war  dort  gerade  ein  oberhessischer  Landwirt, 
der  folgende  bemerkenswerte  Ausführungen  machte : 

„Ein  entschieden  erfolgreiches  Mittel,  menschliche  Arbeitskraft  zu  sparen, 
ist  Vereinfachung  des  Betriebes,  z.  B.  des  viel  Arbeit  erfordernden  Ilackfrucht- 
und  Ilaiidelsgewächsbanos,  Beschriiiikung  der  Stallfiittoniiig  und  Ersatz  durch 
Futt(Mbau  und  Weidegang-'. 

3* 
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sitzverteilungs-  und  Siedelungsverhältnisse  andere  seien.  In  vielen 
Gegenden  Deutschlands  sind  sie  indessen  schon  ähnlich  32),  wie  in 
Dänemark ;  in  anderen  geht  die  Tendenz  nach  eben  dieser  Richtung, 
und  im  übrigen  kommt  es  eben  darauf  an,  dieser  Tendenz  keine 
Hindernisse  in  den  Weg  zu  legen,  wie  es  der  Getreidezoll  getan  hat 
und  der  Fideikommissgesetzentwurf  tun  will. 


32)  Vergl.  hierüber  „Landarbeiter  und  Landwirtschaft"  von  Eugen  Katz, 
besonders  Ö.  76  ff.  —  In  der  laudwirtschaftUchen  Enquete  der  Jahre  1884 — 
1886  heisst  es  bezüglich  Hessens:  „Der  Schwerpunkt  der  Geldeinnahmen  Hegt 
in  allen  Wirtschaften  mit  sehr  wenigen  Ausnahmen  in  den  Einnahmen  aus  dem 
Viehstand,  es  geht  daraus  recht  deutlich  hervor,  einen  wie  geringen  Nutzen 
der  in  Hessen  so  sehr  vorhei-rscheude  Klein-  und  Mittelbesitz  aus  einer 
Steigerung  der  Getreidepreise  zu  ziehen  vermöchte".  Katz  knüpft  daran  die 
Bemerkung:  „Aus  den  Beweisen  über  die  Bruttoeinnahmen  der  in  dieser 
Enquete  untersuchten  Betriebe,  wird  dieser  Satz  vollkommen  bestätigt.  Wir 
linden,  dass  in  den  im  Vogelsberg  gelegenen  Betrieben  der  Schwerpunkt  der 
Geldeinnahmen  durchgängig  auf  dem  Viehstand  beruht.  Selbst  auf  dem  guten 
Getreideboden  in  Rodhehn  v.  d.  H.  (Wetteraubezirk)  liegen  die  Dinge  ähnlich. 
Für  Nieder- Eschbach  mit  „vorzüglichem  Getreideboden",  wo  tatsächlich  der 
Körnerbau  überwiegt,  wird  eben  dieser  Umstand  als  Ursache  der 
mangelnden  Rentabilität  angeführt.     Ebenso  in  Nieder-Florstadt. 

Seitdem  aber  haben  sich  fortgesetzt  die  Verhältnisse  zu  gunsten  der  Vieh- 
haltung weiter  verschoben.  Die  Konjunktur  hat  sich  für  Brotgetreide  im  wesent- 
lichen noch  verschlechtert,  während  die  Preise  für  animalische  Produkte  be- 
trächtlich stiegen  und  in  den  Neunziger  Jahren  eine  Periode  von  bis  dahin 
unbekannter  Höhe  erreichten.  Und  gleichzeitig  begann,  wenn  auch  noch  in 
viel  zu  langsamen  Tempo,  der  Landwirt  seinen  Betrieb  den  veränderten  Ver- 
hältnissen anzupassen.  Die  Anbaufläche  für  Brotgetreide  blieb  stabil,  aber 
immer  mehr  werden  die  Körner  verfüttert.  Dagegen  stieg  der  Anbau  von 
Kartoffeln,  Rüljen,  Hafer,  sowie  das  Wiesenareal.  Die  starke  Zunahme  des 
Viehstandes  bei  gleichzeitiger  Abnahme  des  Kleebaus  zeigt,  dass  der  Bezug 
von  Futtermitteln  sehr  stark  gewachsen  ist. 


Für  die  liier  erörterten  Themen  der  I..and;ul)eiter;uisio(leliing 
und  der  Fideikuuimisse  ist  die  Frage  von  grundsätzlicher  Bedeutung: 
Wein  gehört  das  Land?  Bekanntlich  gehört  es  heute  zum  weitaus 
grössten  Teile  einigen  wenigen  Bevorzugten.  Tst  dieser  Zustand 
aber  der  rechtmässige,  ist  dieser  Zustand  heilsam  und  ist  seine 
IJeibehaltung  auch  für  die  Zukunft  wünschenswert?  Wir  sind  mit 
den  Bodenreformern  einverstanden,  die  sagen:  „Das  uneinge- 
schränkte Privat-Eigentum  an  Grund  und  Boden  ist  die  Wurzel  alles 
Übels.  Der  Gesamtheit  soll  der  Grund  und  Boden  gehören,  nur  die 
(Grundrente,  die  du  bisher  selber  in  die  Tasche  gesteckt  hast,  die 
bezahlst  du  an  Stelle  der  bisherigen  Steuern  an  den  Staat  oder  an 
die  Gemeinde." 

Die  Bodenreformbewegung  33)  hat  in  den  letzten  Jahren  auch 
in  Deutschland  grosse  Fortschritte  gemacht.  Dank  besonders  dem 
beharrlichen  tatkräftigen  Wirken  Damaschkes.  Wir  wollen  an  dieser 
Stelle  mit  einigen  Worten  auf  die  ersten  Bodenreformversuche  in 
England  eingehen,  über  die  kürzlich  (Okt.  1904)  eine  interessante 
Schrift  „Das  Gemeineigentum  am  Boden'"  von  Thomas  Spence  mit 
einer  Einleitung  von  Georg  Adler  (Leipzig  1904)  erschienen  ist. 
Auch  über  die  ersten  genossenschaftlichen  Versuche  (also  vor  den 
bisher  bekannten)  erfahren  wir  aus  dieser  Schrift  (vergl.  auch 
Adlers  „Geschichte  des  Sozialismus  und  Kommunismus")  Bedeutsames. 
Darnach  ist  die  Frage  des  Gemeineigentums  am  Boden  zuerst  um 
die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  in  England  aufgeworfen  worden  und 
zw^ar  seitens  der  sogenannten  Levellers  (Gleichmacher),  die  sich  auf 
das  Naturgesetz  beriefen,  nach  dem  alle  gleichen  Anspruch  auf  die 
Erde  und  die  Früchte  haben.  (In  klassischer  Weise  hat,  wie  wir 
gleich  sehen  werden,  Spence  hundert  Jahre  später  diesen  Ausspruch 
formuliert).  Zu  derselben  Zeit  versuchte  Charles  Plockboy,  ein  in 
England  w'ohneuder  Holländer,  gewerbliche  und  landwirtschaftliche 
Produktiv-Genossenschaften  34)  ins  Leben  zu  rufen.  ,,Die  Genossen- 
schaft versorgt   alle   Teilnehmer  mit  Wohnung   und   freier   Station 


33)  Ihr  klassisches  Buch:  „Fortschritt  und  Armut"  von  Henry  George. 
Femer:  „Der  einzige  Rettungsweg"  von  Michael  Flur  sehe  im. 

34)  Adler  spricht  von  „Kooperativgenossenschaften".  Diese  Tautologie  ist 
zum  mindesten  überflüssig.  Es  gibt  keine  schwarzen  Schimmel  und  keine 
1  ndividualgenossenschaf'ten. 
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und  vorteilt  ausserdem  unter  sie  balbjälniich  einen  Teil  der  er- 
zielten Überschüsse  zu  beliebiger  Verwendung."  Ähnliche  Versuche 
machte  etwas  später  John  Bellers.  Er  spricht  bereits  von  dem 
Wegfall  des  Zwischenhandels  und  will  landwirtschaftliche  und  ge- 
werbliche Produktion  geleistet  haben,  um  den  Bedarf  aller  Teil- 
haber zu  decken,  die  eine  Welt  im  Kleinen  darstellen.  Aber  alle 
diese  Versuche  blieben  erfolglos,  obwohl  sie  vielleicht  die  ersten 
französichen  Genossenschaftsapostel,  besonders  Fourier,  wie  auch 
Spence  und  Owen  angeregt  haben  mögen.  Besonders  Spence  er- 
innert in  der  Art,  wie  er  auf  das  Naturgesetz  pocht,  an  die  Le- 
vellers des  17.  Jahrhunderts.  Thomas  Spence  (1750  in  Newcastle  onTyne 
geboren)  hielt  imJahre  1775  vor  der  philosophischen  Gesellschaft  von 
Newcastle  einen  Vortrag,  aus  Dank  dafür  wurde  er  aus  der  Gesell- 
schaft gestossen.  Der  Vortrag  erschien  dann  später  unter  dem  bezeich- 
nenden Titel:  ,,The  nationalisation  of  land".  Ein  paar  Stellen  geben  wir 
nach  der  Eichmannschen  Übersetzung  wörtlich  wieder:  ,, Hiernach 
ist  es  klar,  dass  der  Boden  oder  die  Erde  irgend  eines  Landes  oder 
einer  Umgebung  mit  allem,  was  darum  oder  darauf  ist  oder  dazu 
gehört,  stets  den  jeweiligen  Einwohnern  dieses  Landes  oder  dieser 
Umgebung  in  gleichem  Masse  angehört.  Denn,  wie  schon  gesagt, 
es  gibt  keine  Lebensmöglichkeit  als  durch  den  Boden  und  seine 
Erzeugnisse,  folglich  haben  wir  an  dem,  ohne  das  wir  nicht  leben 
können,  dasselbe  Eigentumsrecht,  wie  an  unserm  Leben! 

Und  weiter:  ,,So  wird  denn  jede  Gemeinde  zu  einer  Körper- 
schaft und  alle  Einwohner  werden  Mitglieder  oder  Bürger.  Das 
Land  mit  allem  Zubehör  wird  in  jedem  Gemeindebezirk  Eigentum 
der  Körperschaft  oder  der  Gemeinde  mit  ebenderselben  freien  Be- 
fugnis zum  Verpachten,  Wiederherstellen  oder  Verändern  des  Ganzen 
oder  eines  Teiles,  wie  sie  der  Gutsherr  über  seine  Ländereien, 
Häuser  usw,  geniesst,  aber  das  Recht,  auch  nur  das  kleinste  Stück, 
in  welcher  Art  es  auch  sei,  aus  dem  Gemeindebesitz  zu  veräussern, 
wird  für  jetzt  und  für  immer  versagt." 

Dass  endlich  die  heutige  Bodenreformbewegung  auf  Spence  zu- 
zückzuführen  ist,  erhellt  aus  diesen  folgenden  Worten:  „Es  werden 
keinerlei  Zölle  oder  Steuern  von  Einheimischen  oder  Ausländern 
gezahlt;  mit  einziger  Ausnahme  der  vorerwähnten  Grundrente,  die 
jede  Person  an  die  Gemeinde  je  nach  der  Grösse,  Güte  oder  den 
besonderen  Vorzügen  des  Landes,  Gebäudes  usw.  zahlt,  das  sie  inne 
hat.  Die  Kosten  der  Verwaltung,  der  Armee,  Woge  usw.  werden 
von  den  Gemeinden  aus  der  Grundrente  bestritten ;  so  dass  alle 
Waren ,  Gewerbebetriebe ,  zulässige  Handelsunternehmungen  und 
Aktien  gänzlich  steuerfrei  sind." 
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Es  ist  für  uns  kein  Zweifel,  flass  wesentlich  mit  llilf>  der 
Buden refoini  und  zwar  verbunden  mit  der  Genossenseliaftshewegung 
die  künftige  P^ntwickelung  der  Dinge  zum  endlichen  Heile  der 
Menschheit  sich  vollziehen  wird.  Das  Land  ist  da.  Jeder  hat 
daran  teil.  Hungernde  darf  es  nicht  geben'''').  Jeder  Einzelne  hat 
Anspruch  auf  den  Ertrag  der  Erde,  auf  der  er  geboren  ist.  Und 
]ioch  darf  die  Menschheit  sich  vermehren,  um  von  dem  Ertrag  der 
Erde  in  allen  ihren  Gliedern  leben  zu  können. 

Die  Gemeinde  als  Genossenschaft,  der  Gruna  und 
Boden  als  Eigentum  der  Gemeinde-Genossenschaft  — 
das  ist  das  Ziel,  dem  wir  entgegengehen.  Und  Dänemark  wird  es 
zuerst  erreichen. 


35)  Der  Vorschlag  Bcruard  Shaw 's  dor  Festsetzung  eines  Mindcst- 
einkommens,  das  durch  die  Arbeit  des  Empfängers  vergrössert  werdmi  würde, 
ist  wohl  wert,  ernst  genommen   ^u  werden. 


Sclilusswort. 

Nach  allem  Vorhergehenden  existiert  in  Deutschland  eine  Land- 
arhcitcrfrage  insoweit,  als  es  einer  gewissen  Anzahl  von  Land- 
arbeitern, besonders  im  östlichen  Deutschland  (Einleger,  Tagelöhner, 
Scharwerker)  unmöglich  ist,  Kleinbauern  mit  eignem  Landbesitz  zu 
werden,  Dieses  Gefühl  der  Hoffnungslosigkeit  wirkt  geradezu  de- 
generierend auf  die  Landarbeiter  und  erzeugt  die  Landarbeitertiucht. 
Und  in  diesem  Sinne  wirkt  das  diese  Hoffnungslosigkeit  nährende 
Feudalsystem  degenerierend  auf  die  Arbeit  überhaupt.  Man  kann 
die  Landarbeiterfrage  beseitigen  nur  dadurch,  dass  man  allen  Land- 
arbeitern die  Möglichkeit  schafft,  einmal  selbständige  Kleinbauern 
zu  werden,  oder  zum  mindesten  es  ihnen  nicht  unmöglich  macht 
und  ihnen  keine  Hindernisse  in  den  Weg  legt.  Der  dänische  Staat 
hat,  wie  wir  sehen,  die  Landarbeiteransiedelung  organisiert.  Der, 
deutsche  Staat  züchtet  Fideikommisse  und  legt  den  Landarbeitern 
alle  möglichen  Hindernisse  in  den  Weg.  Die  Landarbeiter  sind 
gesetzlich  den  städtischen  Arbeitern  hinten  angestellte'^'),  denn 
für  die  Landarbeiter  besteht  heute  noch  das  Koalitionsverbot,  und 
in  Bezug  auf  Arbeiterschutz  und  Arbeiterversicherung  sind  die 
städtischen  Arbeiter  gegenüber  den  Landarbeitern  bevorzugt.  Im 
allgemeinen  ist  die  Arbeitsfreiheit  der  Landarbeiter  gesetzlich  be- 
schränkt und  es  bestehen  noch  eine  Menge  veralteter  Gesetz- 
bestimmungen. Und  nicht  nur  die  Landarbeiter  sondern  die  Klein- 
landwirtschaft im  allgemeinen  ist  das  Stiefkind  der  deutschen  Wirt- 
schaftspolitik. In  Dänemark  konnte  aus  dem  Landproletariat  ein 
Kleinbauenistand  werden,  und  dieser  Kleinbauernstand  konnte  dort 
zu  Wohlstand  gelangen,  weil  Dänemark  keinen  Zoll  hat.  Deutsch- 
land hat  Futterzölle.  Dadurch  werden  dem  Kleinbauer  das  Nötigste 
was  er  braucht,  die  Futtermittel  verteuert.  Zudem  hat  Österreich- 
Ungarn  ein  Ausfuhrverbot  für  Futtermittel  erlassen,  und  Deutsch- 
land hat  in  seinem  Handelsvertrag  mit  Österreich-Ungarn  sich  keine 
Waffe  dagegen  zu  schmieden  gewusst.  Also  für  den  Grossbesitzer 
Getreidezoll;  gegen  den  Kleinbauer  Futterzoll.  Für  den  Gross- 
besitzer Fideikommisse;  gegen  den  Landarbeiter  Koalitionsverbot. 
Das  ist  moderne  deutsche  Wirtschaftspolitik.     Den  Handel  schädigt 


3')  In    der  Zeitschrift    für  Agrarpolitik    hob   kürzlich  Prof.   Gerlach    die 
ungleiche  Behandlung  der  Industrie-  und  Landarbeiter  hervor. 
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man  durch  die  Ungcwisshcit  Ijczüglicb  des  AblaulV'iis  der  bestelieiitlen 
Handelsverträge.  Hat  Max  Nordau  nicht  recht,  wenn  er  kürzlicli 
in  Amerika  schrieb,  die  deutsche  Ilegierung  sei  rein  feudal  und 
absolutistisch?  Kann  man  etwas  dagegen  sagen,  wenn  er  kon- 
statiert ,  dass  grosse  Parteien  in  Deutschland  daran  seien ,  das 
allgemeine  Stimmrecht  einzuschränken  (vergl.  auch  die  längst  ver- 
altete Wahlkreiseinteilung  zu  (Junsten  des  Grossgrundbesitzes), 
dass  die  Adelsklasse  ihre  veralteten  Privilegien  vermehre ,  dass 
alle  bevorzugten  Stellen  in  der  Verwaltung  und  im  Heere  in 
DeutschUmd  und  Preussen  dem  Adel  reserviert  werden  (da- 
rüber hat  kürzlich  das  Berliner  Tageblatt  recht  interessante  Leit- 
artikel gebracht),  dass  sich  der  Staat  in  die  Dienstbarkeit  der 
Kirche  begebe,  dass  die  Pvegierungsgrundsätze  Deutschlands  denen 
Kusslands  ähnelten:  Absolutismus,  Militarismus.  Theokratie.  Feuda- 
lismus, Avo  bleibe  der  Liberalismus  in  Deutschland?  Aber  da 
Liberalismus  sich  heute  mit  Fortschritt  deckt,  das  ofhzielle  Deutsch- 
land aber  mit  aller  Macht  rückwärts  drängt,  ist  es  freilich  nicht 
verwunderlich,  dass  der  Liberalismus,  so  wacker  man  auch  heute 
känii)ft.  in  Deutschland  keine  ]\rac]it  darstellt.  Es  wird  in  Zukunft 
alles  darauf  ankommen,  dass  sich  alle  fortschrittlich  denkenden 
Männer  in  Deutschland  zusammeuschliessen  zu  einer  wahrhaft  grossen 
liberalen  Partei.  Auf  die  Mitarbeit  der  Frauen  werden  sie  sich 
dabei  stützen  dürfen.  Und  von  dieser  künftigen  liberalen  Einheits- 
partei hängt  bis  zu  einem  Grade  das  Wohl  und  Wehe  Deutschlands 
ab.     Einigkeit  aller  liberalen  Elemente  tut  not. 

Soll  CS  aber  nun  zu  einer  grossen  liberalen  Partei  in  Deutschland 
kommen,  so  ist  eine  Angliederung  der  Sozialdemokratie  an  die  beste- 
henden liberalen  Parteien  eine  notwendige  Voraussetzung  hierzu,  ^'on 
dieser  überzeugt  man  sich  mehr  und  mehr  im  Lager  der  freisinnigen 
Vereinigung  (Dr.  Barth,  Naumann,  von  Gerlach  z.  B.  treten  dafür 
ein),  während  die  Sozialdemokratie  selbst  bislang  davon  nichts 
wissen  wollte.  Es  ist  aber  anzunehmen,  dass  sich  vermöge  des 
Pievisionismus  der  Sozialdemokratie  als  Vermittlungsgliedes  jene 
Angliederung  vollziehen  wird. 

W^ie  ist  nun  aber  die  Stellung  der  Sozialdemokratie  zu  den  hier 
erörterten  agrarpolitischon  Fragen?  Die  Sozialdemokratie  hat  seit 
ca.  40  Jahren  die  Lösung  des  Landproblems  versucht.  Bereits  auf 
dem  Brüsseler  Kongress  von  1868  wurden  landwirtschaftliche 
Arbeiterproduktionsgenossenschaften  gefördert,  desgleichen  durch 
das  Genfer  Manifest  von  1869.  Aber  schon  damals  war  auf  Seiten 
der  Sozialdemokratie  keine  Einsicht  in  die  Notwendigkeit  des  land- 
wirtschaftlichen   Kleinbetriebes    vorhanden.     Schon  J.  George 
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EccMrius  voidamijite  den  letzteren  nach  dem  ^^»rgange  Karl  Marxs. 
Liebkneclit  eiferte  in  seiner  Grund-  und  Bodenfrage  von  1870  eben- 
falls gegen  den  Kleinbetrieb.  Und  diesen  Standpunkt  vertrat  die 
Sozialdemokratie  bis  1894.  Es  war  daher  verständlich,  dass  die 
Bauern  auf  die  Annäherungsversuche  der  Sozialdemokratie  nicht  rea- 
gierton. Sie  hätten  reagieren  können  nur  dann,  wenn  die  Sozial- 
demokratie die  Organisation  des  Kleinbetriebes  in  ihr  Programm 
aufgenommen  hätte.  Statt  dessen  agitierte  sie  gegen  den  Klein- 
betrieb und  arbeitete  somit  unbewusst  und  wider  Willen  der  agra- 
rischen Reaktion  in  die  Hände.  Und  noch  heute  hat  sie  sich  dafür, 
dass  sie  auf  dem  Lande  so  schwer  Fuss  zu  fassen  vermag,  bei 
Karl  Marx  und  dessen  Nachfolgern  zu  bedanken,  die  die  Er- 
scheinungen des  gewerblichen  Kleinbetriebes  auf  den  landwirtschaft- 
lichen Kleinbetrieb  übertrugen.  Weil  im  Gewerbe  der  Kleinbetrieb 
erstickt  und  aufgesaugt  Avurde.  sollte  er  auch  in  der  Landwirtschaft 
seinem  Ende  entgegengehen.  Man  meinte,  der  Kleinbetrieb  sei 
veraltet  und  der  Grossbetrieb  allein  rentabel,  während  die  Sache 
sich  so  verhält,  dass  die  im  grossen  Massstabe  betriebene  Land- 
wirtschaft heute  in  Europa  nur  dann  Aussicht  auf  Erfolge  hat, 
wenn  sie  die  Betriebsforni  der  intensiven  Kleinwirtschaft  einführt 
—  wie  dies  auch  die  dänischen  Grossbetriebe  fast  durchgängig 
getan  haben ;  in  Dänemark  sind  z.  B.  auch  die  grossen  Ritterguts- 
molkereien den  Molkereigenossenschaften  beigetreten. 

Der  Ruf  nach  Vereinigung  von  Landarbeitern  und  Industrie- 
arbeitern aber,  welcher  ebenfalls  seit  1868  erscholl,  war  theoretisch 
richtig,  kam  aber  fünfzig  Jahre  zu  früh  —  wir  sind  dafür  heute 
noch  ]iicht  reif. 

Den  hier  gekennzeichneten  Standpunkt  vertrat  die  Sozial- 
demokratie l)is  1894.  Auf  dem  Parteitage  des  Jahres  1894  gab 
Vollmar  zu,  dass  die  Viehzucht  sich  für  den  Mittel-  und  Klein- 
betrieb besonders  geeignet  erweise,  und  dass  dasselbe  im  allgemeinen 
für  den  Bau  von  Obst,  Reben,  Gemüse  und  sonstigen  Handels- 
gewächsen gelte.  Die  Einsicht  in  die  Notwendigkeit,  den  Kleinbau 
als  solchen  zu  gewinnen,  verbreitete  sich  wohl  auch  mehr  und  mehr, 
aber  offiziell  wurde  auch  im  Jahre  1895  in  Breslau  der  Schutz  der 
Bauernschaft  verworfen,  da  man  sonst  das  Privateigentum  schützen 
würde,  wie  man  meinte.  Und  seit  etwa  1895  hat  die  Partei  keinen 
Versuch  zur  Lösung  der  Agrarfrage  unternommen.  Noch  1899 
schrieb  Kautsky  in  seiner  Agrarfrage,  „dass  der  bäuerliche  Betrieb 
der  irrationellste  sei,  der  sich  denken  lasse"  Nur  Bernstein  gab  in 
seinen  „Voraussetzungen  des  Sozialismus"  zu,  dass  im  ganzen  west- 
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liehen  Kuiopa  der  kleinere  und   mittlere  betrieb  der  Lan(l\virls(.li;irt 
wächst  und  der  grosse;  zurückgeht. 

Eduard  David  hat  in  seinem  Buche  „Sozialismus  und  Land- 
wirtschaft*' (Verlag  der  sozialistischen  Monatshefte)  in  verdienst- 
voller Weise  den  gekennzeichneten  veralteten  Standpunkt  der  Sozial- 
demokratie als  irrtümlich  dargestellt.  Das  Thema  dieses  Buches 
ist  geradezu  die  produktioiielle  Leistungsfähigkeit  des 
landwirtschaftlichen  Kleinbetriebes;  es  erstrebt  aber 
zugleich  den  politischen  Zusammenschluss  des  Lidustriearbeitors 
und  Landarl)eiters.  Die  produktionelle  Leistungsfähigkeit  des  land- 
wirtschaftlichen Kleinbetriebes  aber  wird  auf  direkte  und  indirekte 
Weise  nachgewiesen,  letztere  auf  Grund  des  Wesensunterschiedcs 
zwischen  dem  landwirtschaftlichen  und  industriellen  Produktions- 
vorgang (L  und  2.  Kapitel),  ersteres  auf  Grund  der  Wirkung  der 
Arbeitsteilung  (3.  Kapitel).  Im  4.  Kapitel  wird  die  landwirtschaft- 
liche Maschinerie  in  betriebstechnischer  Hinsicht,  im  5.  Kapitel,  der 
Einfluss  der  Maschinerie  auf  die  landwirtschaftlichen  Arbeitsver- 
hältnisse behandelt.  Auch  die  Wege  der  Verbesserung  des  Bodens 
(().  Kapitel)  und  der  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Ptlanzen- 
ornähruDg  (7.  Kapitel)  weisen  auf  die  Vorteile  des  landwirtschaft- 
lichen Kleinbetriebes  hin.  Sehr  der  Beachtung  zu  empfehlen  sind 
in  diesem  Kapitel  die  Darlegungen  der  landwirtschaftlichen  und 
volkshygienischeu  Bedeutung  des  Hausgarteiis  uud  die  Bebeische 
Äusserung  über  die  Vorteile  der  Verallgemeinung  des  Gartenbaues: 
„Die  Bevölkerung  wird  von  den  grossen  Städten  auf  das  Land 
wandern,  dort  neue,  den  veränderten  Verhältnissen  entsprechende 
Gemeinden  bilden  uiul  ihre  industrielle  Tätigkeit  mit  der  landwirt- 
schaftlichen verbinden.  Die  Landbevölkerung  wird  sich  an  der 
Lidustrie,  die  Lidustriebevölkerung  an  dem  Acker-  und  Gartenbau 
beteiligen.  Die  grossen  Städte  werden  allmählich  aufhören  zu 
existieren  und  die  Bevölkerung  wird  sich  dezentralisieren." 

Besonders  hingewiesen  sei  auf  den  Paragraph  „Intensitätsgrad 
und  Betriebsumfang".  Der  rote  Faden,  der  sich  durch  das  ganze 
Buch  zieht,  ist  auch  hier  wieder  die  Aufhellung  des  Zusammen- 
hanges zwischen  Arealverkleinerung  und  Intensitätserhöhung,  welche 
letztere  in  diesem  Falle  Ertragserhöhung  in  sich  schliesst.  Selbst 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  tritt  dieser  Zusammen- 
hang mehr  und  mehr  hervor:  Amerika,  das  Land  freiester  Wirt- 
schaftsentwickelung, das  Land  der  ungehinderten  kapitalistischen 
Betriebskonzentration,  der  gigantischen  Kapitalsvereinigungen  in 
Industrie  und  Handel  überlässt  die  Führung  uud  Vorherrschaft  in 
der   Landwirtschaft   dem  kleinen    Selbstwirtschafter.     Erwähnt    sei 
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au  flieser  Stelle  auch  der  statistische  Nachweis,  dass  das  Areal  der 
Hackfrüchte  uud  Gemüse  in  Deutschland  schon  von  1878  bis  1893 
sich  von  3  553000  Hektar  auf  4238000  Hektar  also  um  685000 
Hektar  vermehrte,  das  mit  Getreide  und  Hülsenfrüchten  bestellte 
Gelände  dagegen  von  15587  000  auf  15  992  000  Hektar,  also  nur  um 
405000  Hektar.  David  kommt  nun  zu  ganz  denselben  Schluss- 
folgerungen, die  Verfasser  in  seiner  „Selbsthilfe  der  Landwirt- 
schaft" 37)  und  schon  vorher  in  seiner  unter  dem  Autornamen  Njemetzki 
herausgegebenen  „Überwindung  der  Getreidebrotkrisis"  3^)  gezogen 
hat;  er  sagt,  .,die  heimische  Landwirtschaft  ist  gezwungen,  sich  der 
Produktion  von  Nutztieren,  Frischfleisch  und  Milch  als  der  Haupt- 
aufgabe zuzuwenden  und  die  Körnerproduktion  diesem  Zwecke  unter- 
zuordnen." Natürlich  belegt  David  auch  hier  seine  Schlussfolgerungen 
mit  dem  Beispiele  Dänemarks  und  skizziert  dann  folgendes  agrar- 
politisches  Programm  der  Sozialdemokratie,  das  in  manchen  Punkten 
an  das  Landprogramm  der  National-Sozialen  erinnert:  Die  Sozial- 
demokratie tritt  ein  für  kräftigste  staatliche  Förderung  aller  der- 
jenigen Mittel  und  Einrichtungen,  die  auf  Hebung,  Umgestaltung 
und  Organisation  der  bäuerlichen  Landwirtschaft  gerichtet  sind. 
Dahin  gehören  die  staatlichen  Aufwendungen  für  eine  besondere 
Volksschule  und  für  Hebung  der  bäuerlichen  Fachbildung  durch 
Winterschulen,  Wandervorträge,  Ausstellungen  und  Prämierungen : 
Unterstützungen  der  Gemeinde  bei  Wasser-  und  Wegeregulierungen 
und  sonstigen  grösseren  Meliorationsunternehmungen;  EntwickeluTig 
des  ländlichen  Verkehrswesens;  Übernahme  des  Versicherungs- 
wesens und  Hilfeleistungen  bei  unverschuldeten  Verlusten  durch 
Wetterschäden,  Pflanzen-  und  Tierkrankheiten;  Förderung  der  ge- 
nossenschaftlichen Organisation  auf  allen  Gebieten  der  landwirt- 
wirtschaftlichen Betrie])sführung.  Dies  Programm  erweitert  David 
dann  noch  durch  die  folgenden  Sätze:  ,,So  fordern  wir  die  gänzliche 
Beseitigung  der  Schutzgesetzgebung  für  den  landwirtschaftlichen 
Grossbetrieb,  Abschaffung  der  Agrarzölle,  die  zu  neun  Zehnteln  den 
Grossbetrieben  zu  gute  kommen,  Abschaffung  der  Spiritus  —  und 
Zuckerliebesgaben,  Abschaffung  des  Fi  deikommissschutz  es 
und  Verhinderung  neuer  Herrengutsbildungen  durch 
städtische  K  a  j)  i  t  a  1  i  s  t  e  n ,  Abschaffun g  aller  gutsherrlichen 
Privilegien  in  der  lokalen  Verwaltung  wie  in  der  Gesetzgebung  und 
Regierung  des  Staates;  so  fordern  wir  ferner  die  Freiheit  der 
politischen  und  gewerkschaftlichen  Organisation  für  die  Landarbeiter, 
sowie    eine   wirksame    Landarbeiterschutzgesetzgebung,  die 

3'')  Bucliverlag  der  Hilfe,  Berlin. 

'^)  Verlag  von  Ernst  Hofmann  &  Co.,  Berlin. 
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dem  Grossbetrieb   die   Möglichkeit    nimmt,    von   der   t'^berarbcitung 
lind  dem  Hunger  seiner  Arbeiter  zu  leben.'" 

Man  kann  ermessen,  wie  schwer  es  der  Sozialdemokratie 
gefallen  sein  muss,  ein  solches  Landprogramm  aufzustellen,  das 
mit  den  Grundsätzen  der  Sozialdemokratie  im  schärfsten  Wider- 
spruch steht,  weil  es  das  l)äuerliche  Eigentum  schützen  will,  anstatt 
dem  gemeinsamen  Eigentum  die  Wege  zu  bereiten.  David  hilft 
sich  hierliei,  iiidem  er  von  einem  Cbergangsstadium  redet:  .,Dor 
Weg  über  die  Produzentengenossenschaft  ist  kein  Umweg,  sondern 
als  der  praktisch  allein  gangbare  auch  der  kürzeste  Weg;  die  Pro- 
duzentengenossenschaft ist  als  Kompromissform  zwischen 
dem  individualistischen  u  n  d  a  s  s  o  z  i  a  t  i  v  e  n  W  i  i- 1  s  c  h  a  f  t  s- 
prinzip  am  besten  geeignet,  das  produktiv  genossenschaftliche 
Ideal  vorzul)ereiten.''  Seinen  Genossen  glaubhaft  macht  er  die  Ab- 
wendung vom  Marxistischen  Agrarprogi-amm,  indem  er  wiederholt  be- 
tont, dass  die  Haupimittel  der  Landwirtschaft,  das  mechanisch 
technische  und  das  chemisch  wissenschaftliche  Prinzip,  dem  Klein- 
betrieb viel  eher  zugänglich  seien,  als  dem  Grossbetrieb.  Aber  w'w 
sehen  auch  hierbei  das  Vorwärtsschreiten  des  I{evisif)nismus  der 
Sozialdemokratie  und  Zurückweichen  des  Radikalismus  und  der 
Orthodoxie.  David  hat  also  den  Mut,  er  erklärt:  ,, Bauernschutz 
heisst  Schutz  und  Förderung  der  modernen  rationellen  Betriebs- 
form. Darum  stehen  wir  nicht  an,  die  Verwandlung  der  landwirt- 
schaftlichen Grossbetriebe  in  bäuerliche  Kleinbetriebe  als  erstrebens- 
wertes Ziel  aufzustellen."  Man  darf  also  damit  rechnen,  dass  die 
Sozialdemokratie  nunmehr  auch  die  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften propagieren  und  schützen  wird. 


Motto:  Die  Genossenschaft 
schützt  die  Familie. 

Anhang. 

Die  ersten  An  fange  genossenschaftlicher  Selbsthilfe  in 

Dänemark. 

Die  Selbsthilfe  der  landwirtschaftlichen  Arbeiterschaft  Däne- 
marks organisierte  sich  im  Genossenschaftswesen.  Über  die  Anfänge 
des  Genossenschaftswesens  in  Dänemark  ist  in  deutschen  Fach- 
blättern das  bekannt  geworden,  was  der  inzwischen  verstorbene 
Direktor  Eskesen  auf  dem  Kongress  des  schwedischen  Genossen- 
schaftsverbandes in  seinem  Bericht  verlauten  liess.  Gerade  über  die 
Entstehung  des  genossenschaftlichen  Vereinswesens  und  die  ersten 
Versuche  in  Dänemark  war  in  diesem  Bericht  nur  wenig  gesagt. 
Inzwischen  hat  der  Begründer  der  Grosseinkaufsgesellschaft  dänischer 
Konsumvereine^'-*)  Severin  Joergensen  in  seinem  „Haandbog  for  Brugs- 
foreninger"  eine  ausserordentlich  interessante  geschichtliche  Dar- 
stellung der  ersten  Anfänge  des  dänischen  Konsumvereinswesens 
(,,Brugsforeningers  Udvikling  i  Danmark")  gegeben,  aus  der  wir  hier 
das  Wichtigste  anführen  wollen.  Bisher  war  als  der  Begründer  des 
dänischen  Genossenschaftswesens  Pfarrer  Sonne  bekannt;  über  ihn 
aber  wussten  wir  recht  wenig.  Joergensen  gibt  uns  ein  zusammen- 
hängendes Bild  seines  Wirkens  und  zeigt  zugleich,  dass  Sonne  erst 
durch  Dr.  Ulrik  zum  Genossenschaftsgedanken  angeregt  wurde,  und 
in  diesem  Dr.  Ulrik  lernen  wir  einen  Mann  von  weitestem  Blick 
und  ehrlichstem  Wollen  kennen,  der  seiner  Zeit  voraneilte,  dessen 
Wirken  aber  zu  einem  guten  Teil  die  Einleitung  der  ganzen  glän- 
zenden genossenschaftlichen  Aera  Dänemarks  zu  verdanken  ist. 
Ausserdem  erfahren  wir  aus  Jörgen sens  Bericht  auch  Näheres  über 
die  vor  Sonnes  und  Dr.  Ulriks  Zeit  liegenden  konsumgenossen- 
schaftlichen Versuche,  über  die  Direktor  Eskesen  nur  Andeutungen 
brachte.  Der  ganze  Artikel  Joergensens  ist  glänzend  geschrieben, 
und  man  bemerkt  mit  Genugtuung,  dass  der  Nestor  des  dänischen 
Konsumgenossenschaftswesens   nicht  nur   ein  schlechthin  gebildeter 


^^)  Die  Konsumvereine  in  Dänemark  sind  nicht  etwa  wie  in  England  und 
Deutschhmd  städtische,  sondern  zum  weitaus  grössten  Teile  ländliche,  die 
den  Lundiubeitcrn,  Häuslern  und  Kleinbauern  Materialwaren  verkaufen. 
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Mauu  ist,    sondern   auch  ein  sozialpolitischer  Schriftsteller  ist,  der 
sich  hören  lassen  darf. 

Joergensen  erinnert  zunächst  daran,  dass  in  dem  ,, Monatsblatt 
für  Selbsthilfe  und  Zusammenarbeit"  herausgegeben  von  dem  Verein 
., Association",  welches  die  hauptsächliche  Quelle  für  die  ersten 
konsumgenossenschaftlichen  Versuche  in  Dänemark  von  1868 — 187ö 
bildet,  im  Juliheft  1871  ein  Bericht  über  die  ersten  dänischen 
Vereine  für  gemeinsamen  Einkauf  der  Lebensbedürfnisse  erschien, 
aus  dem  das  Folgende  entnommen  ist. 

Der  genannte  Bericht  knüpft  zunächst  an  die  Pariser  Revo- 
lution von  48  an.  Unmittelliar  darnach  erliess  die  provisorische 
Regierung  ein  Dekret,  in  welchem  zugestanden  wird,  dass  die  Ar- 
beiter sich  zusammenschliessen  dürfen,  um  sich  den  rechtmässigen 
Ertrag  ihrer  Arbeit  zu  sichern.  Zu  diesem  Zwecke  wurden  National- 
werkstätten  und  Arbeiterassoziationen  gegründet,  welche  indessen 
vollständig  fehlschlugen.  —  In  Dänemark  wurde  mit  diesen  Zu- 
ständen ein  junger  Student,  Namens  Frederik  Dreier,  bekainit, 
welcher  bestrebt  war,  ähnliche  Bewegungen  in  seinem  Lande  ms 
Leben  zu  rufen.  Seine  besondere  Aufmerksamkeit  war  auf  einen 
Verein  gerichtet,  welcher  Entle  1847  in  der  Stadt  Lille  gegründet 
war,  „La  societe  de  l'humanite'' ;  derselbe  war  von  20  Arbeitern  ins 
Leben  gerufen,  deren  Ziel  darauf  gerichtet  war,  sich  die  notwendigsten 
Lebensmittel  zum  Einkaufspreis  zu  verschaffen.  Binnen  kurzer  Zeit 
errichtete  derselbe  eine  ganze  Schlächterei.  Am  L  Februar  1851 
zählte  er  8000  Mitglieder.  Ein  Bäcker  lieferte  Brot  mit  12  o/o  Ra- 
batt; hiervon  gingen  10"  o  ^'^  die  Mitglieder  und  2%  zum  Reserve- 
fonds. Die  Mitglieder  bezahlten  die  Bäcker  mit  Brotkarten,  die  sie 
beim  Verein  gekauft  hatten.  Der  Mitgliedsbeitrag  betrug  5  Schil- 
linge wöchentlich.  In  Nachahmung  dieses  Vereines  brachte  es 
Dreier  in  Dänemark  zur  Gründung  eines  Vereins  zum  Wohle  der 
Arbeiterklasse  ,, Foreningen  til  Arbejderklassens  vel".  Ähnliche 
Bestrebungen  verfolgten  die  Arbeiter  der  Berlingsken  Buchdruckerei, 
welche  im  Jahre  lä5i  einen  Verein  gründeten,  um  sich  l)illigere3 
Bier  zu  verschaffen.  An  den  vorgenannten  Verein  wurde  eine  Ver- 
einigung zur  Beschaffung  von  Brennmaterialien  angeschlossen,  deren 
Zweck  war,  im  Winter  Feuerungsmaterial  einzukaufen  und  an  die 
Mitglieder  zum  Einkaufspreise  abzugeben.  Dreier  sell)st  fiel  in 
Krankheit  und  starb  am  W  Mai  1853,  noch  nicht  26  Jahre  alt. 

In  den  Jahren  von  1847 — 1850  waren  die  Löhne  auch  in  Däne- 
mark stark  gestiegen.  Am  6.  ()ktol)er  1852  bildete  sich  ein  Verein 
für  billige  Beschaffung  der  Lebensmittel,  welcher  in  seiner  General- 
versammliinii  im  Jalire  1854  konstatieren  durfte,  dass  er  mit  seinen 
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niedrigen  Preisen  die  Preise  mehrerer  Waren  bei  den  Detailhändlern 
gedrückt  hatte.  Er  zählte  damals  1150  Mitglieder.  Bald  darauf 
ging  die  Mitgliederzahl  stark  zurück,  und  der  ganze  Verein  wurde 
aufgelöst. 

Wie  bekannt,  wurde  der  erste  dänische  Konsumverein  nach 
englischem  Muster  am  1.  Juni  186G  in  Thisted  von  dem  Pfarrer 
H.  Chr.  Sonne  gegründet.  Auch  über  Sonne  erfahren  wir  aus 
Joergensens  Aufsatz  eine  Menge  interessanter  Einzelheiten.  Sonne 
war  es  natürlich  in  letzter  Linie  um  das  Seelenheil  der  dänischen 
Bevölkerung  zu  tun,  aber  er  sah  ein,  dass  man  diesem  nur  dann 
Genüge  tun  könne,  wenn  man  die  Arbeiter  materiell  besser  stelle. 
Seine  Schrift  ,,0m  Arbejderforeninger''  (Über  Arbeitervereine)  ging 
von  Hand  zu  Hand;  in  derselben  schilderte  er  die  Gründung  des 
Thistedtervereins  und  die  damit  verbundenen  Kämpfe.  Im  Winter 
1865/66  lud  er  die  Arbeiter  von  Thisted  zu  einer  Reihe  von  Vor- 
trägen; auch  hier  betonte  er,  dass  das,  worum  es  sich  zuerst  handele, 
das  tägliche  Brot  sei.  Zugleich  aber  hatte  sich  Sonne  mit  den 
englischen  Konsumvereinen  bekannt  gemacht  und  erzählte  seinen 
Hörern  davon.  Die  Arbeiter  interessierten  sich  sofort  für  diese 
englischen  Vereine  und  am  1.  Mai  1866  gründeten  88  Handwerker 
der  Stadt  einen  Verein,  dessen  Statuten  nach  dem  englischen  Vor- 
bild aufgestellt  wurden.  Die  Mitgliederzahl  des  Vereins  wuchs  sehr 
schnell.  Als  aber  der  Verein  seinen  Verkaufsladen  eröffnete,  ging 
der  Sturm  los.  Der  Handel  der  Stadt  wühlte  gegen  den  Verein,  und 
diejenigen  Arbeiter,  welche  irgendwie  von  den  Kaufleuten  abhängig 
waren,  mussten  austreten;  andere  folgten.  Trotzdem  brachte  es 
der  Verein  schon  im  Anfang  November  zu  hundertvierzig  Mit- 
gliedern und  2  Monate  später  zu  170,  darunter  über  100  Hand- 
werker und  Arbeiter.  Der  Kampf  der  Kaufleute  gegen  den  X'erein 
aber  wurde  Jahrelang  fortgesetzt. 

Erwähnenswert  ist,  dass  Sonne  bereits  bei  diesem  ersten 
Verein  dafür  eintrat,  dass  ein  Teil  des  Überschusses  zur  Stiftung 
eines  Bildungsfonds  verwendet  werden  sollte.  Seine  Ansicht  war. 
dass  jede  materielle  Bewegung  eine  moralische  Unterströmung  hat 
und  dass  man  auf  der  anderen  Seite,  wenn  man  die  materiellen 
Verhältnisse  der  Arbeiter  verbessert,  dieselben  indirekt  moralisch 
fc'irdert. 

Plans  Chr.  Sonne  war  in  Neksoe  auf  Bornholm  am  16.  August 
1817  als  Sohn  des  Kaufmanns  und  englischen  Konsuls  Hermann 
Jakob  Sonne  und  der  Johanne  Dorothea  geb.  Saxdorff,  deren  Vater 
i^orfpfarrer  auf  Bornholm  war,  geboren.  Der  Vater  Hermann  Sonne 
war   nicht  nur    ein   tüchtiger   Kaufmann,  sondern  auch  ein  iutelli- 
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genter  Mann,  dem  das  Wohl  der  kleinen  Leute  am  Herzen  lag;  er 
gründete  eine  kleine  Fabrik,  in  der  arme  Frauen  Arbeit  am  Web- 
stuhl fanden.  Sein  Sohn  II.  Chr.  Sonne  kam  im  August  1829  in 
die  Lateinschule  von  Rönne  und  bezog  im  Jahre  I83G  die  Cni- 
versität,  auf  der  er  im  Januar  1848  das  theologische  Examen  mit 
Auszeichnung  bestand.  Darauf  war  er  vier  Jahre  Hauslehrer  und 
wurde  1855  zum  Dorfpfaner  auf  Mögeltönder  im  Bezirke  Ribe  3r- 
wählt.  Im  April  1849  vermählte  er  sich  mit  Margarete  Rothe; 
aus  dieser  Ehe  gingen  acht  Söhne  und  eine  Tochter  hervor.  Beide 
schleswigsche  Kriege  durchlebte  Sonne  und  wirkte  mit  Eifer  für 
sein  Vaterland.  Im  Anfang  1864  wurde  er  Dorfpfarrer  von  Thisted. 
Auf  einer  Reise  nun  wurde  er  mit  einem  Engländer  bekannt,  welcher 
ihm  von  den  ,, bahnbrechenden"  28  armen  Webern  von  IJochdale 
erzählte,  die  sich  500  Kronen  gespart  hatten  und  einen  Konsum- 
verein gründeten.  Sonne  wurde  von  Interesse  für  diese  Vereine  er- 
griffen und  darin  durch  seinen  Freund  Dr.  Ulrik,  auf  den  wir  noch 
ausführlich  zurückkommen,  bestärkt. 

Für  seine  Verdienste  um  die  Arbeitorsache  wurde  Sonne  im 
Jahre  1868  vom  König  zum  Ritter  des  Dannebrog- Ordens  er- 
nannt. Im  Jahre  1875  verzog  er  nach  Store  Fuglede  auf  See- 
land. Er  starb  im  Januar  18C0  in  seinem  63.  Jahre  an  Lungen- 
entzündung. 

Zum  mindesten  von  der  gleichen  Bedeutung  als  Bahnbrecher 
des  Genossenschaftswesens  in  Dänemark,  wie  Sonne  ist  der  schon 
oben  erwähnte  Dr.  X.  F.  Ulrik,  über  welchen  Joergensen  auf  Grund 
des  Briefwechsels  zwischen  Sonne  und  Dr.  Ulrik  und  zwischen  ihm 
(Joergensen)  und  Dr.  Ulrik  neue  interessante  Mitteilungen  macht. 
Aus  dem  erstgenannten  Briefwechsel  geht  da  hervor,  dass  Sonne 
den  ersten  Ansporn  zu  seiner  philantropischen  Wirksamkeit  von 
seinem  Freunde  Dr.  Ulrik  erhielt.  Sonne  übersandte  z.  B.  den 
Statuten-Entwurf  für  Thisteds  Husholdningsforening  an  Dr.  Ulrik 
zur  Revision;  Dr.  Ulrik  redigiert  den  Entwurf,  sendet  ihn  zurück, 
worauf  Sonne  seinen  Dank  und  seine  Anerkennung  ausspricht.  In 
der  Tat  hält  Joergensen  Dr.  Ulrik  für  den  ersten  eigentlichen  Bahn- 
brecher der  Genossenschaftsbewegung  in  Dänemark.  In  den  Briefen 
an  Jörgensen  schreibt  Dr.  Ulrik,  dass  er,  nachdem  er  im  Jahie  1864 
als  Arzt  in  Tonder  verabschiedet  und  aus  dem  Herzogtum  Schles- 
wig-Holstein vertrieben,  von  Haus  und  Hof  verljannt  wurde  und 
mit  seiner  Familie  nach  Kopenhagen  gezogen  war,  seine  ganze 
Energie  auf  die  Studien  zur  Vorbereitung  einer  Konkurrenzarbeit  für 
die  vom  Ministerium  des  Innern  ausgeschriebene  Preis- 
aufgabe    .,t'ber  Arbeiter-Vereine  auf    dem   Prinzip  der 
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gegenseitigen  Hilfe"  vorwandte.  Diese  Schrift  Dr.  Ulriks, 
welcher  der  Preis  zuerteilt  wurde,  erschien  im  Jahre  1865  unter  dem 
Titel  „Arhejderforeninger  til  gensidig  Hjelp";  im  Jahre  18G9  folgte 
ihr,  wie  gleich  hier  bemerkt  sei,  eine  weitere  Schrift  „Mit  welchen 
Mitteln  kann  man  der  Armut  steuern".  Bei  den  Vorstudien  nun 
zu  seiner  Konkurrenz  -  Arbeit  wurde  Dr.  Ulrik  auf  die  kooperative 
Bewegung  in  England  aufmerksam,  abonnierte  mehrere  Jahre  ,,The 
Cooperator"  und  studierte  die  betreffende  englische,  französische  und 
deutsche  Literatur,  so  wie  die  Schultze-Delitzschschen  Yorschussvereine. 
Gerade  in  dieser  Zeit,  also  Anfang  1865,  fand  im  H(5tel  du  Nord 
in  Kopenhagen  eine  grosse  philantropische  Versammlung  statt,  auf 
welcher  Dr.  Ulrik  mit  Pfarrer  Sonne  zusammentraf.  Beide  waren 
sich  einig  darüber,  dass  man  den  kleinen  Leuten  nur  dann  helfen 
könne,  wenn  man  sie  befähigte,  sich  selbst  zu  helfen  und  dass 
seelische  und  moralische  Förderung  auf  Grund  einer  Verbesserung 
der  materiellen  Lage  Platz  greifen  müsse.  Es  glückte  Dr.  Ulrik, 
in  Pfarrer  Sonne  eine  lebhafte  Begeisterung  für  diese  Ideen  zu  ent- 
fachen, auf  Grund  deren  Sonne,  zurückgekehrt  nach  Thisted,  seine 
dortige,  obengeschilderte  Wirksamkeit  begann. 

Dr.  Ulrik  selbst  hielt  im  Jahre  1865  einen  Vortrag  im  Arbeiter- 
verein, der  zur  Folge  hatte,  dass  die  Arbeiter  der  Fabrik  Bur- 
meister und  Wain  am  14.  Februar  1866  einen  Arbeiterbauverein 
nach  dem  System  der  englischen  Baugenossenschaften  gründeten. 
Dieser  Verein  brachte  es  bis  zu  einer  Mitgliederzahl  von  14000 
und  führte  1200  Häuser  mit  einem  Kapitalaufwand  von  9  Millionen 
Kronen  auf  Ausdrücklich  erwähnt  sei  aber,  dass  Dr.  Ulrik  die 
Arbeiter  der  genannten  Fabrik  zur  Gründung  eines  Konsumvereins 
angeregt  hatte ;  diesen  aber  war  mehr  an  einem  Bauverein  gelegen, 
da  infolge  des  unglücklichen  Krieges  1864  viele  jütländische  Familien 
nach  Kopenhagen  verzogen  waren,  so  dass  die  Wohnungsmiete  dort- 
selbst  für  die  Arbeiter  unerschwinglich  wurde. 

Im  Jahre  1868  gründete  Dr.  Ulrik  mit  Beistand  des  Buch- 
halters Faber,  auf  den  wir  noch  zurückkommen,  Oesterbros  Hus- 
holdningsforeiiing,  welche  heute  600  Mitglieder  zählt  und  einen 
jährlichen  Umsatz  von  zirka  160000  Kronen  hat.  In  seinen  Brieten 
weist  Dr.  Ulrik  wiederholt  mit  Begeisterung  auf  das  Gemeinsamkeits- 
gefühl und  den  Einheitsgedanken  als  die  zeugende  Kraft  des  kom- 
menden Jahrhunderts  hin,  und  in  der  Tat  steht  heute  dieser  Ge- 
danke in  allen  skandinavischen  Ländern  im  Vordergrunde  des 
öffentlichen  und  privaten  Interesses.  Dieser  Gedanke  ist  zugleich 
die  zeugende  Kraft  der  Genossenschaftsbewegung,  und  es  lässt  sich 
heute  noch  nicht  absehen,  wie  schnell  dieser  Gedanke  befähigt  sein 
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wird,  die  ganze  Menschheit  uud  die  ganze  Erde  zu  umspannen.  Auch  die 
heute  immer  mächtiger  flutende  skandinavische  Unionsbewegung  i^^t 
aus  jenem  Gedanken  abzuleiten;  Dr.  Ulrik  wurde  stark  von  ihr  er- 
griffen und  äussert  sich  darüber  in  einem  Briefe  an  Joergensen, 
.,der  Unionsgedanke  biklete  das  Ideal  meiner  Jugend  und  meines 
Mannesalters,  und  solange  ich  lebe,  will  ich  für  diese  Sache 
kämpfen,  und  ich  habe  die  beste  Hoffnung,  dass  sie  siegen  wird, 
wenn  anders  nicht  die  kleinen  skandinavischen  Reiche  zu  Grunde 
gehen  sollen.  Zuvor  ist  es  aber  nötig,  dass  der  Geuossenschafts- 
gedanke  überall  in  den  skandinavischen  Ländern  Fuss  fasst.'' 

Dr.  Frederik  Ferdinand  Ulrik  wurde  als  Sohn  des  Kapitäns  der 
Marine  und  Generalkriegskommissär  Georg  Frederik  Ulrik  und 
seiner  Frau  Henriette  Marie,  geb.  Mourier,  in  Kopenhagen  am 
10.  April  1818  geboren.  Bis  zum  14.  Jahre  verblieb  er  in  Frede- 
rikstat; im  Frühsommer  1818  kam  er  nach  Kopenhagen,  wo  er  in 
der  Schule  wegen  seiner  plattdeutschen  Mundart  als  ..der  rothaa- 
rige Deutsche"  verspottet  wurde.  Während  er  also  später  aus  Jüt- 
land  vertrieben  wurde,  weil  er  Däne  war,  musste  er  die  Schule 
wechseln,  weil  man  ihn  für  einen  Deutschen  hielt.  Im  Spätjahre 
1848  machte  er  das  erste  Examen,  und  Hess  sich  1842  als  prak- 
tischer Arzt  in  Hebro  nieder,  wo  er  ein  Jahr  später  Distriktsarzt 
wurde.  Hier  stiftete  er  eine  Sparkasse,  die  ihre  Wirksamkeit  am 
8.  März  1851  begann.  12  Jahre  lebte  Dr.  Ulrik  in  Hebro,  bis  er 
am  13.  Januar  1854  sich  als  Arzt  in  Toendern  niederliess.  Hier 
gründete  er  im  Jahre  1856  die  West  -  SchleswMgsche  Zeitung.  Im 
Jahre  1859  sollte  er  den  Dannebrog- Orden  erhalten,  den  er  in- 
dessen abschlug.  Im  Spätjahre  1864  ging  er  als  Mitglied  der  nord- 
schleswigschen  Deputation  nach  Paris,  um  Frankreichs  Beistand  zur 
Rückgabe  Schleswig-Holsteins  zu  erwirken.  Von  Toendern  vertrieben, 
Hess  er  sich  als  praktischer  Arzt  in  Kopenhagen  nieder,  wo  er 
schnell  zu  Ansehen  und  Würden  gelangte.  Während  dieser  Zeit 
übte  er  eine  ausgedehnte  philantropische  Wirksamkeit  aus.  Seine 
besondere  Fürsorge  war  wie  gesagt  auf  den  Arbeiterstand  gerichtet. 
Nicht  immer  war  Dank  dabei  sein  Lohn :  Als  auf  der  Farimags- 
strasse  Arbeiter-Wohnhäuser  gel)aut  werden  sollten,  schlug  I>r.  Ulrik 
vor,  dass  ein  Platz  unbebaut  bleiben  sollte,  um  darauf  später  ein 
Versammlungshaus  mit  Lesesaal  und  Vortragssaal  zum  Besten  der 
Arbeiter  zu  errichten.  In  der  Tat  war,  nachdem  das  ganze  Areal 
bebaut  war,  ein  Überschuss  von  130000  Kronen  vorhanden.  Abei- 
der  Vorschlag  Dr.  Ulriks  wurde  brüsk  abgeschlagen,  so  dass  Dr. 
Ulrik  sich  veranlasst  sah,  auszutreten. 
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•t)er  obenerwähnte  W.  S.  W.  Faber  war  Kedakteur  des  vom 
Verein  ,, Association"  herausgegebenen  Monatsblatts  für  Selbsthilfe 
„der  Arbeiter".  Ihm  wesentlich  zu  danken  war  die  (Iriindung  des 
Verbandes  der  dänischen  Haushaltungsvereine  („Faellesforeningen 
af  Danmarks  Husholdningsforeninger")  vom  T.Juli  1871,  deren  Vor- 
sitzender er  wurde. 

Faber,  später  Sparkasseninspektor,  wurde  als  Sohn  des  Bischofs 
von  Odense,  N.  Faber,  am  28.  Juli  1828  geboren.  Als  junger  Mann 
hielt  er  sich  lange  im  Ausland  auf,  bis  er  im  Jahre  1858  Buch- 
halter in  einer  Kopenhagener  Privatbank  wurde.  Von  nun  an  wirkte 
er  eifrig  als  Agitator  für  den  (renossenschaftsgedanken.  Bei  der 
Gründung  mehrerer  Kreditvereine  und  Konsumvereine  war  er  lebhaft 
beteiligt.  Im  Jahre  1875  wurde  er  Mitglied  der  von  der  Regierung 
eingesetzten  Arbeiterkommission  und  im  Jahre  1881  zum  Spar- 
kassen-Inspektor in  Dänemark  ernannt.  Er  starb  am  20.  März  1899 
im  Alter  von  71  Jahren. 

Es  sei  gestattet  an  dieser  Stelle  die  ersten  Konsumvereins- 
gründungen in  Dänemark  anzuführen:  im  Jahre  I8ö6  gab  es  Kon- 
sumvereine in  Thisted  und  Noerresundby;  im  Jahre  1867  folgten  die 
Konsumvereine  von  Erindlev,  Hammer,  Randers  und  Stege ;  im  Jahre 
1868  wurden  12  neue,  1869  17,  1870  9,  1871  12,  1878  18,  1873  10, 
1874  13,  1875  11  gegründet. 

Der  Vorschlag  zu^  einem  Zusammenschluss  mehrerer  Konsum- 
vereine zum  Zwecke  des  gemeinsamen  Einkaufes  ging  von  dem 
Konsumverein  in  Toemmerup  im  Jahre  1870  aus.  Wenn  mindestens 
25  Vereine  Waren  bei  ihm  auf  einmal  bestellen  wollten,  wollte 
ein  Kaufmann,  mit  dem  man  sich  in  Verbindung  gesetzt  hatte, 
billiger  an  die  einzelnen  Vereine  liefern.  Auch  Sonne  äusserte  sich, 
dass  ihm  dieser  Zusammenschluss  lange  am  Herzen  gelegen  hätte. 
Im  Mai  1871  erfolgte  darauf  eine  Einladung  au  sämtliche  dänische 
Konsumvereine  einer  Verbandsversammlung  in  Kopenhagen  beizu- 
wohnen: Dieser,  der  erste  Verbandskongress  für  Dänemarks  Kon- 
sumvereine wurde  am  7.  Juli  1873  in  der  Universität  abgehalten. 
Die  Verhandlungen  wurden  durch  einen  Vortrag  Pastors  Sonne  ein- 
geleitet und  die  Einkaufsvereinigung  der  Konsumvereine  wurde  ge- 
gründet. 
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